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Liebe Leserinnen und Leser,

zur Halbzeit der Legislaturperiode – im 

Herbst 2017 ist bereits wieder Bundes-

tagswahl – hat die schwarz-rote Re

gierungskoalition schon einiges von 

dem auf die Habenseite gebracht, was 

sie sich im Dezember   2013 selbst an 

Arbeitspensum auferlegt hat. Bedeu

tende Reformen waren darunter, wie 

etwa die Einführung des gesetzlichen 

Mindestlohns vor einem Jahr. Vollkom-

men klar, dass wir uns auch aktuell  

wieder damit beschäftigen, schließlich 

hat gerade die ausufernde Bürokratie 

für reichlich Unmut gesorgt.

Ein anderes „heißes Eisen“ ist die in

zwischen einhellig für notwendig erach-

tete Reform der Pflegeversicherung. 

Nach 20 Jahren bedürfen insbesondere 

der Pflegebedürftigkeitsbegriff und das 

Begutachtungsverfahren dringend eines 

Updates. Hier scheint der ganz große 

Wurf nun endlich gelungen zu sein.  

Was viele von uns umtreibt, ist der  

Zustrom von Flüchtlingen. Dieser kann 

im Lichte der Überalterung der deut-

schen Bevölkerung und des Fachkräfte-

mangels auch als Chance begriffen  

werden. Wir wollen daher aufzeigen,  

unter welchen Bedingungen und auf  

welchem Weg eine Beschäftigungsauf-

nahme möglich ist.

Und die gesetzliche Krankenversiche-

rung? Hier zeigt sich recht deutlich, 

dass der nächste Bundestagswahl- 

kampf näher rückt, wird doch an die 

Versicherten einiges an Wohltaten ver-

teilt. Die Crux ist nur, dass die Ver

sicherten es auch sein werden, die allei-

ne dafür aufkommen müssen. Denn  

der Arbeitgeberbeitragsanteil ist ein

gefroren und daran rüttelt die Bundes

regierung derzeit auch nicht. In Anbe-

tracht der absehbaren Ausgabenent- 

wicklung hat der GKV-Spitzenverband 

frühzeitig vor deutlich steigenden Zu-

satzbeiträgen gewarnt – bis 2019 sogar 

auf bis zu 1,9 Prozent im Durchschnitt.

Bei alledem darf das Tagesgeschäft 

nicht vernachlässigt werden, daher ge-

ben wir Ihnen auch hierfür das Rüstzeug 

mit an die Hand und informieren über 

das, was es aktuell bei Sozialversiche-

rung und Steuern zu beachten gibt. 

Auch im Jahr 2016 sind wir bei Fragen 

und Problemen gern für Sie da und be

raten Sie ausführlich!
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Versorgungsstärkung und Finanzen

Der bis vor kurzem noch positive Trend hat sich umgekehrt, die letzten Quar­

tale zeigen ein anderes Bild: Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) be­

findet sich im Ganzen genommen im finanziellen Abschwung. Steigende  

Leistungsausgaben lassen die Reserven im Gesundheitsfonds und bei den ein­

zelnen Kassen schmelzen wie Schnee in der Sonne. Dessen ungeachtet führt 

die schwarz-rote Bundesregierung u. a. mit dem „Gesetz zur Stärkung der  

Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Versorgungsstär­

kungsgesetz)“ neue Leistungen ein bzw. weitet bestehende Ansprüche aus. 

Mit höheren Zusatzbeiträgen folgt die „bittere Pille“ auf dem Fuße. Denn für 

steigende Leistungsausgaben müssen die Versicherten alleine aufkommen. 

Der Arbeitgeberbeitragsanteil ist eingefroren und wird es wohl auch bleiben. 

Der GKV-Spitzenverband rechnet unter Berücksichtigung der absehbaren Aus­

gabenentwicklung mit deutlich steigenden Zusatzbeiträgen – von derzeit im 

Durchschnitt 0,83 Prozent auf bis zu 1,9 Prozent im Jahr 2019.

Mit spitzem Bleistift

Im ersten Halbjahr 2015 standen GKV-

weit den Einnahmen in Höhe von rund 

106,09 Mrd. Euro Ausgaben von rund 

106,58 Mrd. Euro gegenüber – ein Mi-

nus von fast 0,5 Mrd. Euro. Ungeachtet 

dessen verteilt die schwarz-rote Bundes-

regierung einiges an Wohltaten (siehe 

Übersicht auf Seite 2). Zudem wird 2016 

im Krankenhausbereich ein Rekordaus-

gabenjahr mit zusätzlich 3,6 Mrd. Euro, 

davon 1,0 Mrd. Euro mehr als benötigt 

aufgrund eines Gesetzesfehlers. Dieser 

hat bereits für 2014 und 2015 zu einer 

unbegründeten Überzahlung in Höhe 

von insgesamt 1,2 Mrd. Euro gesorgt.

Nach Einschätzung des Bundesministe-

riums für Gesundheit (BMG) „bietet die 

Entwicklung der ersten sechs Monate 

auf Basis der bei den Krankenkassen 

und dem Gesundheitsfonds noch vor-

handenen Finanzreserven eine solide 

Ausgangsbasis für die finanzielle Ent-

wicklung der GKV in 2015 und in den 

Folgejahren“.

Anders der GKV-Spitzenverband: „Wenn 

man die absehbaren Ausgabenentwick-

lungen und das strukturelle Defizit der 

Kassen hochrechnet, werden die Zusatz-

beiträge in den kommenden Jahren wei-

ter deutlich steigen. Für 2019 rechnen 

wir mit einer Erhöhung des Durch-

schnitts auf insgesamt 1,4 bis 1,9 Pro-

zent.“ – so GKV-Vorstandsvorsitzende 

Dr. Doris Pfeiffer.

Zur Erinnerung: Durch das „GKV-Finanz-

struktur- und Qualitäts-Weiterentwick-

lungsgesetz (GKV-FQWG)“ sind Kranken-

kassen und Gesundheitsfonds zum 

1. Januar 2015 in eine neue Finanzarchi-

tektur gestartet. Geblieben ist jedoch 

der Umstand, dass der Arbeitgeber

beitragsanteil eingefroren ist, sodass 

die Versicherten über steigende Zusatz-

beiträge allein für die Mehrausgaben 

aufkommen müssen.

Der GKV-Schätzerkreis

Konkrete Prognosen zur Entwicklung 

der GKV-Finanzen im laufenden und im 

Folgejahr nimmt alljährlich Mitte Okto-

ber der aus Experten des BMG und des 

GKV-Spitzenverbandes sowie des BVA 

(Bundesversicherungsamt) bestehende 

GKV-Schätzerkreis vor. Anhand der Fi-

nanzergebnisse des ersten Halbjahres 

2015 sowie der aktuellsten Eckwerte zur 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ist 

eine Anhebung des durchschnittlichen 

Zusatzbeitragssatzes um 0,2 Prozent-

punkte prognostiziert worden. Auf Basis 

dieser Einschätzung hat das BMG den 

durchschnittlichen Zusatzbeitragssatz 

für 2016 mit 1,1 Prozent festgelegt.

Hinweis:  Im Anschluss haben 

die Krankenkassen ihre indivi­

duellen Zusatzbeitragssätze für 

2016 bestimmt. Um möglichst 

günstige Konditionen bieten zu 

können, wird Wirtschaftlichkeit 

bei den IKKn großgeschrieben, 

ohne beim Service zu sparen.
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Zusatzbeiträge und Wahlrecht

Seit dem 1.   Januar   2015 beträgt der  

allgemeine Beitragssatz zur gesetzlichen 

Krankenversicherung bekanntermaßen 

14,6 Prozent, jeweils die Hälfte tragen Ar-

beitnehmer und Arbeitgeber. Durch die 

Festschreibung des Arbeitgeberanteils 

bei 7,3  Prozent soll verhindert werden, 

dass die Lohnzusatzkosten weiter stei-

gen. Die pauschalen Zusatzbeiträge wur-

den abgeschafft, an ihre Stelle sind kas-

senindividuelle einkommensabhängige 

Zusatzbeiträge getreten, die im Quellen-

abzugsverfahren von den Arbeitgebern 

einzubehalten und abzuführen sind. 

Muss eine Krankenkasse ihren individu

ellen Zusatzbeitrag erhöhen, haben die 

Mitglieder ein außerordentliches Kündi-

gungsrecht. Sie werden per Brief auf das 

Sonderkündigungsrecht, die Höhe des 

durchschnittlichen Zusatzbeitragssat-

zes und die Übersicht des GKV-Spitzen-

verbandes über die individuellen Zusatz

beiträge aller Krankenkassen (www.

gkv-zusatzbeitraege.de) hingewiesen. 

Neues zum Kassenwahlrecht

Die vorgenannten Änderungen entstam-

men dem GKV-FQWG. Hierin war bereits 

auch eine Neuerung enthalten, die erst 

zu diesem Jahreswechsel Bedeutung er- 

langt hat: Für Bezieher von Arbeits

losengeld II (ALG II) endete die bisher 

stets vorrangige Familienversicherung 

zum 31.   Dezember   2015, vom neuen 

Jahr an besteht eine eigenständige 

Pflichtmitgliedschaft. Alle Betroffenen 

hatten bis dahin Zeit, eine für sie vom 

1.  Januar 2016 an zuständige Kranken-

kasse frei zu wählen. 

Wichtig:  Aus Arbeitgeber- 

sicht gilt es zu beachten, dass 

bei zukünftigen Neueinstellun­

gen von ALG II-Beziehern kein 

sofortiges Wahlrecht mehr 

besteht. Ein solches war bis- 

her im Falle des Ausscheidens 

aus der Familienversicherung 

gegeben. (Beispiel 1)

Beispiel 1

Jonas Freise (16 Jahre) hat seine Ausbil-

dung abgebrochen und bezieht daher 

vom 20. Juli 2015 bis zum 31. August 

2015 wieder ALG II. Er ist über seine  

alleinerziehende Mutter familienver

sichert. Während der Ausbildung war er 

Mitglied einer AOK. Am 1.   September 

2015 nimmt er im Autohaus Kühne ein 

neues Ausbildungsverhältnis auf.

   � Bei Aufnahme des neuen Ausbil-

dungsverhältnisses besteht keine 

Bindungswirkung zur AOK, Jonas 

Freise kann sich daher direkt ab dem 

1.   September   2015 für eine IKK- 

Mitgliedschaft entscheiden.

	 Hinweis: Verlagert man diesen Bei-

spielfall in das Jahr 2016, würde  

Jonas Freise als ALG II-Bezieher ver

sicherungspflichtig und müsste auf-

grund der Bindungswirkung vom Au-

tohaus Kühne ab dem 1. September 

2016 zwangsläufig zunächst bei der 

AOK angemeldet werden.

Das GKV-Versorgungsstärkungsgesetz ist am 23. Juli 2015 in 

seinen wesentlichen Teilen in Kraft getreten. Es zielt ins

besondere darauf ab, auch in Zukunft eine gut erreichbare 

medizinische Versorgung der Patienten auf hohem Niveau 

sicherzustellen. Dazu werden u. a. stärkere Anreize für Ärzte 

gesetzt, sich in unterversorgten oder strukturschwachen  

Gebieten niederzulassen. Krankenhäuser können unter Um-

ständen für die ambulante Behandlung geöffnet werden und 

die Gründung von medizinischen Versorgungszentren wird 

vereinfacht. 

Soweit so gut – andere Gesetzesinhalte müssen wohl eher 

dem Komfortbereich zugeordnet werden, die zu erwarten-

den Mehrausgaben hält man im BMG für nicht zu beziffern:

  �Terminservicestellen: Die Kassenärztlichen Vereinigun

gen vermitteln einen Facharzttermin in zumutbarer Ent

fernung oder, wenn das nicht möglich ist, für eine fach-

ärztliche Untersuchung oder Behandlung im Krankenhaus. 

Dabei darf die Wartezeit im Regelfall vier Wochen nicht 

überschreiten, sonst hat der Versicherte Anspruch auf  

einen ambulanten Krankenhaustermin.

  �Ärztliche Zweitmeinung: Die Versicherten erhalten einen 

gesetzlichen Anspruch auf eine unabhängige ärztliche 

Zweitmeinung, insbesondere bei bestimmten planbaren 

und besonders häufigen Eingriffen. Der behandelnde Arzt 

muss die Patienten dabei auf ihren Rechtsanspruch  

hinweisen. Die Anforderungen an die Qualifikation des 

Arztes, der eine Zweitmeinung ausstellt, sind vom Ge-

meinsamen Bundesausschuss klar zu regeln.

  �Entlassmanagement: Eine bessere Abstimmung beim 

Übergang von der stationären (Krankenhäuser, Reha-Klini-

ken) in die ambulante Behandlung soll dazu beitragen, 

dass die Versicherten lückenlos versorgt werden. Das 

Wahrnehmen dieser Aufgabe können die Krankenkassen 

den stationären Einrichtungen übertragen.

  �Kuren: Bei medizinischen Rehabilitationsmaßnahmen ha- 

ben die Versicherten künftig ein größeres Wunsch- und 

Wahlrecht.

Zur Förderung innovativer, insbesondere sektorenübergrei-

fender Versorgungsformen und für die entsprechende For-

schung wird ein Innovationsfonds mit jeweils 300   Mio. 

Euro jährlich in den Jahren 2016 bis 2019 geschaffen. Die 

Fördermittel kommen zur einen Hälfte vom Gesundheits-

fonds (Liquiditätsreserve) und zur anderen von den Kranken-

kassen.

Neue und ausgeweitete Leistungen



Nach dem GKV-Versorgungsstärkungs-

gesetz haben Versicherte einen An-

spruch auf Krankengeld von dem Tag 

an, an dem die ärztliche Feststellung 

der Arbeitsunfähigkeit erfolgt ist – also 

nicht mehr erst ab dem Folgetag. Da

rüber hinaus bleibt der Krankengeld

anspruch künftig immer dann erhalten, 

wenn eine Folgebescheinigung spätes-

tens am nächsten Werktag verlängert 

worden ist. Zudem erfolgt eine individu-

elle Beratung und Hilfestellung dazu, 

welche Leistungen und unterstützenden 

Angebote zur Wiederherstellung der  

Arbeitsfähigkeit erforderlich sind. Aber 

der Reihe nach:

Entstehen des 

Krankengeldanspruchs

Nach bisheriger Rechtslage entstand 

der Anspruch auf Krankengeld erst  

von dem Tag an, der auf den Tag der 

ärztlichen Feststellung folgte. Seit dem 

23.    Juli    2015 ist der Krankengeldan-

spruch immer schon ab dem Tag ge

geben, an dem die Arbeitsunfähigkeit 

bescheinigt worden ist. 

Die Neuregelung greift beispielsweise 

dann, wenn infolge der Aufnahme einer 

Beschäftigung innerhalb der ersten vier 

Wochen noch kein Entgeltfortzahlungs-

anspruch gegenüber dem Arbeitgeber 

besteht (sog. Wartezeit) und Arbeits- 
unfähigkeit eintritt. Hier ist jetzt ein 

Krankengeldanspruch ab Feststellungs-

tag gegeben, sodass es selbst bei einer 

nur eintägigen und am selben Tag fest-

gestellten Arbeitsunfähigkeit während 

der Wartezeit zur Krankengeldzahlung 

kommt. Folglich wird auch in diesen Fäl-

len jetzt immer eine Verdienstbeschei

nigung vom Arbeitgeber angefordert. 

(Beispiel 2)

Im Übrigen hat der Gesetzgeber mit der 

Neuregelung eine Versorgungslücke ge-

schlossen, die bei Versicherten auftrat, 

deren Entgeltfortzahlungsanspruch aus-

geschöpft war, und die wegen derselben 

Erkrankung nur wenige Tage arbeits

unfähig waren. Dies ist bei sog. Serien

behandlungen (z. B. bei Chemotherapie 

oder Dialyse) häufig der Fall. 

Übrigens: Hinsichtlich der Arbeitsun

fähigkeitsbescheinigungen (Kranken-

schein oder auch „Gelber Schein“) gibt 

es zum Jahreswechsel ebenfalls Ver- 

änderungen – siehe dazu den Info- 

kasten unten. 

Beispiel 2

Judith Richter nimmt am 1. Februar 2016 

nach viermonatiger Arbeitslosigkeit eine 

neue Beschäftigung auf. Am 15. Februar 

sucht sie noch vor Arbeitsaufnahme ei-

nen Augenarzt auf, der sie aufgrund der 

Entfernung eines Fremdkörpers aus dem 

linken Auge für einen Tag krankschreibt. 

Vertragliche Abreden bestehen nicht, es 

gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.

   � Die Wartezeit verläuft vom 1. bis zum 

28. Februar 2016, der Anspruch auf 

Entgeltfortzahlung gegenüber dem 

neuen Arbeitgeber entsteht frühes-

tens ab dem 29.   Februar. Für den  

einen Krankheitstag am 15.   Februar 

2016, der gleichzeitig auch Feststel-

lungstag ist, erhält Judith Richter 

Krankengeld von ihrer IKK.

Zum Abbau von Bürokratie haben  

die KBV (Kassenärztliche Bundesver

einigung) und der GKV-Spitzenverband 

neue Vordrucke zur ärztlichen Beschei-

nigung von Arbeitsunfähigkeitszeiten 

festgelegt. Sie kommen seit dem Jah-

reswechsel 2015/16 zum Einsatz. 

Größter Vorteil der neuen Formulare 

ist die Aufnahme des sog. Kranken-

geldauszahlscheins in den Vordruck-

satz, sodass dieser auch während des 

Krankengeldbezugs vom behandeln-

den Arzt weiter verwendet werden 

kann. Das Versenden von Auszahl-

scheinen durch die Krankenkassen 

entfällt, die Arbeitsunfähigkeitsbe-

scheinigungen werden wie bisher von 

den Arztpraxen vorgehalten.

Die Arbeitsunfähigen haben ebenfalls 

einen besseren Überblick, da es nun-

mehr auch einen für sie bestimmten 

Durchschlag gibt – lästiges Kopieren 

entfällt also zukünftig. Es sollte dann 

erst recht nicht mehr vorkommen, dass 

der Zeitpunkt des nächsten Arztbe-

suchs verpasst wird, um die Einstellung 

des Krankengeldes 

zu vermeiden (siehe 

auch oben 

„Anspruchs- 

erhaltende 

Maßnahme“).

Wichtig:  Positiver Neben­

effekt ist, dass die Arbeit- 

geber den für sie bestimmten 

Durchschlag zukünftig wäh- 

rend des Krankengeldbezugs 

weiter vorgelegt bekommen, 

solange bis die Arbeitsun­

fähigkeit beendet ist.

Neue Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung

Anspruchserhaltende Maßnahme 

In erster Linie mit dem Ziel, einen naht-

losen Leistungsbezug und dessen mit-

gliedschaftserhaltende Wirkung sicher-

zustellen, ist das Ende des Kranken- 

geldanspruchs im Rahmen des GKV- 

Versorgungsstärkungsgesetzes neu de-

Arbeitsunfähigkeit und Krankengeld

3
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finiert worden. Seit dem 23. Juli 2015 

entfällt der Anspruch nicht mehr, wenn 

das Fortbestehen der Arbeitsunfähigkeit 

wegen derselben Krankheit spätestens 

am nächsten Werktag nach dem Ende 

der bisher bescheinigten Arbeitsun

fähigkeit ärztlich festgestellt wird. 

Samstage gelten in diesem Sinne nicht 

als Werktage. Bis zu dieser gesetzlichen 

Änderung mussten sich die beiden 

Krankheitszeiten stets für mindestens 

einen Tag überschneiden. (Beispiel 3)

 

Hauptberuflich selbstständige 
Erwerbstätigkeit

Mit dem GKV-Versorgungsstärkungsge-

setz hat der Gesetzgeber auch das Inter-

mezzo bei der Beurteilung der hauptbe-

ruflich selbstständigen Erwerbstätigkeit 

beendet, wonach als Beurteilungskrite

rium seit dem 1. Juli 2013 nicht mehr 

vordergründig auf die Beschäftigung 

von Arbeitnehmern abzustellen war. Auf  

die Frage nach der Hauptberuflichkeit 

kommt es bekanntlich nur in Bezug  

auf das Bestehen von Kranken- und 

Pflegeversicherungspflicht an, der Ren-

ten- und Arbeitslosenversicherung ist 

diese Regelung hingegen fremd.    

Auf Betreiben des GKV-Spitzenverban-

des ist die früher bereits über Jahrzehn-

te von den Krankenkassen praktizierte 

Vermutungsregelung nunmehr auf eine 

gesetzliche Grundlage gestellt worden: 

Widerlegbare Vermutung

Hauptberuflichkeit ist jetzt im ersten 

Schritt immer anzunehmen, wenn der 

Selbstständige auch eine Arbeitgeber-

stellung innehat, das heißt, wenn er im 

Zusammenhang mit seiner selbststän

digen Erwerbstätigkeit regelmäßig min-

destens einen Arbeitnehmer mehr als 

geringfügig beschäftigt. Werden mehre-

re Arbeitnehmer geringfügig beschäf-

tigt, sind zur Prüfung der Frage, ob die 

Geringfügigkeitsgrenze von 450   Euro 

insgesamt überschritten wird, die Ar-

beitsentgelte zusammenzurechnen. 

Als „regelmäßig“ sind solche Beschäf

tigungen anzusehen, die grundsätzlich 

auf Dauer angelegt sind, also nicht nur 

gelegentlich oder nur für kurze Zeit  

ausgeübt werden.

Liegt keine Arbeitgebereigenschaft vor, 

wird das Merkmal der Hauptberuflich-

keit anhand der gewohnten Kriterien 

wirtschaftliche Bedeutung und zeitlicher 

Aufwand beurteilt. Auf diese beiden Kri-

terien kommt es auch dann an, wenn die 

Vermutung widerlegt werden soll. Dazu 

muss der Selbstständige nachweisen, 

dass trotz der Arbeitgeberstellung die 

Individuelle Beratung

Um den Versicherten den Zugang zu  

allen medizinisch notwendigen Leistun-

gen zu ermöglichen, sieht das Sozial

gesetzbuch seit jeher einen allgemeinen 

Auskunfts- und Beratungsanspruch vor. 

Im Falle von Arbeitsunfähigkeit, insbe-

sondere wenn diese von längerer Dauer 

ist und dadurch zum Krankengeldbezug 

führt, besteht jedoch ein besonderer 

Unterstützungsbedarf, um die Erkran-

kungsfolgen schnellstmöglich zu über-

winden.

Tipp:  Vor diesem Hinter- 

grund ist ein spezieller  

Anspruch auf individuelle 

Beratung und Hilfestellung 

eingeführt worden. Zusätzlich 

zu den bereits bestehenden 

Angeboten der IKK wird dieser 

hilfreich auf dem Weg zu einer 

schnellen Genesung sein.

Die individuelle Beratung und Hilfestel-

lung während des Anspruchs auf Kran-

kengeld beinhaltet das Feststellen des 

persönlichen Bedarfs sowie die Auswahl 

passgenauer Leistungen zur Wiederher-

stellung des Gesundheitszustands durch 

qualifiziertes Personal der Krankenkasse. 

Hierzu werden 

 � die dafür benötigten Informationen 

bereitgestellt,

 � geeignete ortsnahe Leistungserbrin-

ger mit deren Kontaktdaten vermittelt,  

 � Maßnahmen zur Erleichterung des 

vollen oder stufenweisen Wiederein-

stiegs in das Berufsleben vorgeschla-

gen. 

Wichtig:  Alle Aktivitäten 

erfolgen nur mit schriftlicher 

Einwilligung und nach vor­

heriger Information der 

Arbeitsunfähigen in Schrift­

form, ihre Einwilligung  

können sie jederzeit wider- 

rufen.

Beispiel 3

Hannes Vogel befindet sich aufgrund  

eines häuslichen Unfalls seit Mai 2015 

im Krankengeldbezug. Weitere Arbeits-

unfähigkeit wurde Ende Oktober bis  

zum 13.   November   2015 (Freitag) per 

Krankengeldauszahlschein attestiert. Am 

16.   November   2015 (Montag) stellt er 

sich erneut bei seinem Hausarzt vor, der 

ihn weiterhin krankschreibt.

    Da die Folgebescheinigung am fol-

genden Werktag ausgestellt wird,  

besteht durchgehend Anspruch auf 

Krankengeld.

	 Hinweis: Geht Hannes Vogel erst am 

17. November (Dienstag) oder später 

zum Arzt, endet mit dem 13. Novem-

ber 2015 sein Krankengeldanspruch 

und damit der Erhalt seiner Mitglied-

schaft. Der Krankenversicherungs-

schutz ist zwar nicht gefährdet, die 

Anschlussversicherung erfolgt jedoch 

ohne Krankengeldanspruch. 
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Beispiel 5

Bernd Hasse ist mit einem Buchhaltungsservice selbstständig tätig, der Zeitaufwand 

beträgt ca. 18 Wochenstunden bei einem Jahresgewinn von 15.000 Euro. Er beschäftigt 

lediglich seine Ehefrau im Rahmen eines Minijobs (430 Euro/Monat). Daneben geht er 

seit dem 1. September 2015 einer Festanstellung bei einem Steuerbüro nach (15 Wochen-

stunden, 1.000 Euro/Monat).

    Da die Ehefrau nur geringfügig entlohnt beschäftigt ist, kommt es auf die Gesamt-

würdigung der Umstände des Einzelfalls an. Sowohl der wirtschaftliche Erfolg aus  

der selbstständigen Tätigkeit als auch der zeitliche Aufwand überwiegen deutlich 

gegenüber der Festanstellung. Bernd Hasse ist daher als hauptberuflich selbstständig 

erwerbstätig anzusehen und demzufolge vom 1. September 2015 an nicht kranken- 

und pflegeversicherungspflichtig (Beitragsgruppe: 0110). 

selbstständige Tätigkeit seiner Lebens-

führung von ihrer wirtschaftlichen Be-

deutung und dem zeitlichen Aufwand 

her nicht das Gepräge gibt und somit 

nicht hauptberuflich ausgeübt wird (Bei-

spiel 4):

 � Welche wirtschaftliche Bedeutung 

der selbstständigen Tätigkeit zu-

kommt, bestimmt sich nach dem  

erzielten Arbeitseinkommen. Maß-

geblich ist der nach den Gewinner-

mittlungsvorschriften des Einkom-

mensteuerrechts festgestellte Gewinn 

aus selbstständiger Tätigkeit.

 � Vom zeitlichen Umfang her ist eine 

selbstständige Tätigkeit dann als 

hauptberuflich anzusehen, wenn sie 

mehr als halbtags ausgeübt wird.  

Davon ist in aller Regel auszugehen, 

wenn der Zeitaufwand mehr als 

20   Stunden wöchentlich beträgt. Bei 

einem Zeitaufwand von nicht mehr 

als 20 Wochenstunden ist die Annah-

me einer hauptberuflich selbststän

digen Tätigkeit dann nicht ausge-

schlossen, wenn die daraus erzielten 

Einnahmen die Hauptquelle zur Be-

streitung des Lebensunterhalts bilden. 

Neben der reinen Zeit, die in die ei-

gentliche Ausübung der selbststän

digen Tätigkeit investiert wird (z. B. 

Öffnungszeiten), ist weiterer notwen-

dig verbundener Zeitaufwand zu be-

rücksichtigen: erforderliche Vor- und 

Nacharbeiten, Erledigung der laufen-

den Buchhaltung, Behördengänge und 

Geschäftsbesorgungen. Nicht zure-

chenbar ist dagegen der Zeitaufwand 

von mitarbeitenden Familienangehöri

gen oder von fremden Personen.

Wichtig:  Die konkrete Beur- 

teilung hängt von den jeweili­

gen Umständen des Einzelfalls 

ab – entscheidend ist, wovon 

die Erwerbstätigkeit im Rahmen 

einer Gesamtschau wesentlich 

geprägt wird (Beispiel 5). Die 

IKKn halten dazu entsprechende 

Feststellungsbögen vor.

Gesellschafter einer Gesellschaft

Die Vermutungsregelung ist nicht nur 

auf die Beschäftigung von Arbeitneh-

mern durch Selbstständige als natürli-

che Personen (Einzelunternehmer) be-

schränkt. Wird die Selbstständigkeit als 

Gesellschafter einer Gesellschaft ausge-

übt (z. B. einer GmbH), ist von einer Ar-

beitgebereigenschaft auch dann auszu-

gehen, wenn die Arbeitnehmer von der 

Gesellschaft mehr als geringfügig be-

schäftigt werden. Gibt es mehrere Ge-

sellschafter, erfolgt die anteilige Zurech-

nung der Arbeitnehmer durch Aufteilung 

Beispiel 4

Sabine Keller arbeitet seit Jahren als kaufmännische Angestellte bei der Kleber GmbH. 

Seit dem 1. August 2015 betreibt sie zusätzlich eine kleine Modeboutique. Zur Sicher

stellung der Öffnungszeiten während der Zeit ihrer Abwesenheit hat sie eine Verkäuferin 

angestellt (25 Wochenstunden, 1.200 Euro/Monat).

   � Sabine Keller beschäftigt einen Arbeitnehmer mehr als geringfügig, daher muss  

vermutet werden, dass sie ihre selbstständige Erwerbstätigkeit hauptberuflich aus-

übt. Wird die Vermutung nicht durch Nachweise zur wirtschaftlichen Bedeutung und 

zum zeitlichen Aufwand widerlegt, besteht hinsichtlich der Beschäftigung bei der  

Kleber GmbH vom 1. August 2015 an keine Kranken- und Pflegeversicherungspflicht. 

Folglich sind nur Beiträge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung zu entrichten 

(Beitragsgruppe: 0110).

der Arbeitsentgelte entsprechend der 

jeweiligen Kapitalbeteiligung. Es geht 

also nicht einfach nur nach der Zahl der 

Köpfe der Gesellschafter.

Tipp:  Die Rechtsänderungen  

hat der GKV-Spitzenverband 

zum Anlass genommen, seine 

„Grundsätzlichen Hinweise  

zum Begriff der hauptberuf- 

lich selbstständigen Erwerbs­

tätigkeit“ unter dem Datum  

23. Juli 2015 neu heraus- 

zugeben.  
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Elektronischer Datenaustausch

UV-Jahresmeldung mit „92“ meldungen in einer „besonderen Jah

resmeldung zur Unfallversicherung“ 

(UV-Jahresmeldung) mit dem neuen 

Grund der Abgabe „92“ bis spätestens 

zum 16.   Februar des Folgejahres zu 

melden. Dabei sind, bezogen auf das 

Kalenderjahr, alle in der Unfallversiche-

rung beitragspflichtigen Arbeitsentgelte 

eines Beschäftigten zusammenzufüh-

ren. Unabhängig vom tatsächlichen Be- 

schäftigungszeitraum ist als Meldezeit-

raum der Versicherungspflicht in der 

Unfallversicherung stets der Zeitraum  

1. Januar bis 31. Dezember eines Kalen-

derjahres anzugeben.

Die bisher mit dem DBUV zu übermitteln-

den geleisteten Arbeitsstunden sind in 

der UV-Jahresmeldung nicht mehr ent-

halten. Ebenso entfallen u. a. die UV-

Gründe B04 (Erreichen des Höchst

jahresarbeitsentgeltes in einer vorange- 

gangenen Entgeltmeldung) sowie B05 

(Entgelt wird in einer nachfolgenden Ent-

geltmeldung oder in einer weiteren Mel-

dung mit Abgabegrund „91“ gemeldet). 

Wichtig:  Für kurzfristig 

Beschäftige (Personengruppe 

„110“) und andere ausschließ­

lich in der gesetzlichen Unfall­

versicherung versicherungs­

pflichtig Beschäftigte („190“) 

sind zum Zwecke der Betriebs­

prüfung zusätzlich zur UV- 

Jahresmeldung auch weiterhin 

die Meldungen zur übrigen 

Sozialversicherung abzugeben 

(als „Leermeldung“).

Sonderregelung für 2015

Für jeden Arbeitnehmer, der an mindes-

tens einem Tag ein unfallversicherungs-

pflichtiges Beschäftigungsverhältnis aus- 

geübt hat, ist für das Jahr 2015 das ge-

samte beitragspflichtige Arbeitsentgelt 

zur Unfallversicherung anzugeben. Dies 

gilt auch dann, wenn es bereits voll 

(durch eine Abmeldung) oder teilweise 

(z. B. durch eine Unterbrechungsmel-

dung) übermittelt wurde. (Beispiel 1)

Im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) wurden 

im Rahmen des Projektes OMS (Optimiertes Meldeverfahren in der sozialen 

Sicherung) Verbesserungsvorschläge gesammelt und bewertet. Mit dem 

„Fünften Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und  

anderer Gesetze“ sind nunmehr weitere Optimierungsvorschläge aus dem 

OMS-Projekt umgesetzt worden, die die Kommunikation zwischen Arbeit­

gebern und Krankenkassen verbessern sollen. Dazu und zu weiteren Ände­

rungen – wie z. B. UV-Jahresmeldungen, generelle Sondermeldungen bei An­

wendung der Märzklausel und Bestandsprüfungen – liefern wir im Folgenden 

die Hintergrundinformationen.

Seit 2009 ist der Datenbaustein Unfall-

versicherung (DBUV) bereits im Einsatz. 

Im Laufe der Zeit erfuhr er einige Verän-

derungen und Ergänzungen, trotzdem 

blieben Datengrundlage und -übermitt-

lung fehlerbehaftet. Aus diesem Grund 

wurde jetzt mit dem Fünften SGB IV- 

Änderungsgesetz das Verfahren zur 

Übermittlung personenbezogener un-

fallversicherungsrelevanter Daten zum 

Zwecke der Betriebsprüfung erneut an-

gepasst.

Dies bedeutet auf einen Nenner ge-

bracht: Die Ankoppelung der Unfallversi-

cherungsdaten an die originäre Entgelt-

meldung wird aufgegeben. Stattdessen 

ist vom 1. Januar 2016 an für jeden im 

Vorjahr in der Unfallversicherung ver

sicherten Beschäftigten ausschließlich 

eine UV-Jahresmeldung zu erstatten.

Die unfallversicherungsrelevanten Da-

ten sind zusätzlich zu den Entgelt



Abmeldung mit „30“	 01 04 2015 bis 31 10 2015

(erstattet am 15. November 2015)

UV-Entgelt	 21.000 Euro

	 Zusätzlich ist noch eine UV-Jahresmeldung für das Jahr 2015 abzugeben:

	 UV-Jahresmeldung mit „92“	 01 01 2015 bis 31 12 2015

	 (spätestens bis 16. Februar 2016)

	 UV-Entgelt	 21.000 Euro

Beispiel 1

Korrekturen für Zeiten vor 2015 

Müssen frühere Entgeltmeldungen für 

die Jahre 2009 bis 2014 storniert und 

neu gemeldet werden, ist zu beachten, 

dass zusätzlich zur Neumeldung immer 

auch eine UV-Jahresmeldung übermit-

telt wird. Ursächlich dafür ist, dass mit 

der Stornierung die gesamte ursprüng

liche Entgeltmeldung einschließlich der 

DBUV-Daten gelöscht wird, sie würden 

dadurch nun also im Datenbestand feh-

len. (Beispiel 2)

Waren ausschließlich DBUV-Daten nicht 

abzugeben bzw. enthielten unzutreffen-

de Angaben, sind die korrekten Unfall-

versicherungsdaten erstmalig mit einer 

UV-Jahresmeldung (Grund der Abgabe 

„92“) zu übermitteln. Eine Stornierung 

der bereits abgegebenen Entgeltmel-

dung zur Sozialversicherung ist in die-

sem Fall nicht erforderlich. (Beispiel 3)

Die vorstehend beschriebenen Neu

meldungen mit Abgabegrund „92“ erüb-

rigen sich dann, wenn bereits zu einem 

früheren Zeitpunkt seit dem 1. Januar 

2016 eine UV-Jahresmeldung für das be-

troffene Kalenderjahr erstattet worden 

ist, beispielsweise aufgrund der Korrek-

tur eines anderen Teilzeitraums.

Tipp:  Zu den Änderungen  

im Meldeverfahren im Zu- 

sammenhang mit der neuen 

UV-Jahresmeldung haben  

die Spitzenorganisationen  

der Sozialversicherung einen 

Fragen-Antworten-Katalog 

erstellt, den Sie online ab- 

rufen können unter:  

www.gkv-datenaustausch.de

Elektronischer Lohnnachweis

Die Deutsche Rentenversicherung ver-

fügt also fortan aufgrund der UV-Jah- 

resmeldungen („92“) über alle für die  

Betriebsprüfungen relevanten Unfall

versicherungsdaten. Diese sollen den 

Berufsgenossenschaften davon unab

hängig in Zukunft zum Zwecke der 

Umlageberechnung mit einem elektro-

nischen Lohnnachweis übermittelt wer-

den, und zwar unmittelbar an die Daten

annahmestelle der Unfallversicherung.

Diese neue Meldepflicht tritt zum 1. Ja-

nuar 2017 in Kraft. Um das Verfahren 

ausreichend zu testen und eine hohe 

Verfahrenssicherheit zu gewährleisten, 

soll der elektronische Lohnnachweis 

aber erst im Jahr 2019 Grundlage für die 

Beitragsbescheide für das Umlagejahr 

2018 werden. Bis dahin bleibt es also  

dabei, dass parallel die herkömmlichen 

Lohnnachweise (in Papierform bzw. via 

Extranet) zu erstatten sind. 

Mit dem neuen elektronischen Lohn-

nachweisverfahren soll den Arbeit

gebern künftig ermöglicht werden, den 

Lohnnachweis aus einem systemgeprüf-

ten Entgeltabrechnungsprogramm oder 

einer systemgeprüften Ausfüllhilfe 

selbst zu erstellen und zu kontrollieren. 

Damit wurde ein wesentliches Anliegen 

der Arbeitgeber vom Gesetzgeber auf-

gegriffen. Es muss sich zeigen, ob auf 

diesem Weg eine bessere Datenqualität 

erreicht werden kann.

Stammdatendienst

Zur Steigerung der Datenqualität wird 

zusätzlich ein gesetzlich normierter 

Stammdatendienst beim DGUV, dem 

Dachverband der gesetzlichen Unfall-

versicherung, eingeführt. In dieser Datei 

werden für jedes Unternehmen u. a. der 

zuständige Unfallversicherungsträger, 

die Mitgliedsnummer, die anzuwenden 

Gefahrtarifstellen sowie die dazugehöri-

gen Betriebsnummern gespeichert.

Aus Gründen der Qualitätssicherung 

soll ab dem 1.   Januar   2017 für jeden 

elektronischen Lohnnachweis vor dem 
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Beispiel 2

Jahresmeldung mit „50“ (enthält DBUV) 	 01 01 2014 bis 31 12 2014

Änderung SV-Entgelt am	 31. Mai 2016

Bisher wurde noch keine UV-Jahresmeldung („92“) für das Jahr 2014 abgegeben.

	 Stornierung der Jahresmeldung (enthält keinen DBUV) 

Neue Jahresmeldung mit „50“ (enthält keinen DBUV) 

Der Arbeitgeber hat zusätzlich eine UV-Jahresmeldung mit „92“ zu erstatten.

Jahresmeldung mit „50“ (enthält DBUV) 	 01 01 2014 bis 31 12 2014

Änderung UV-Entgelt am	 31. Mai 2016

Bisher wurde noch keine UV-Jahresmeldung („92“)  

für das Jahr 2014 abgegeben.

	 Der Arbeitgeber hat nur eine UV-Jahres- 

meldung mit „92“ zu erstatten.

Beispiel 3
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Absenden ein automatisierter Abgleich 

mit dem neuen Stammdatendienst 

durchgeführt werden. Auf die Art will 

man sicherstellen, dass nur noch Mel-

dungen mit korrekten Unfallversiche-

rungsdaten eingehen.

Sondermeldung „54“  
ab 2016 verpflichtend

Im Zuge der Einführung der UV-Jahres-

meldung („92“) ist die bisherige Son

dermeldung von einmalig gezahltem 

Arbeitsentgelt zur Unfallversicherung 

(„91“) gestrichen worden.

Zusätzlich wurde festgelegt, dass bei 

Anwendung der „März-Klausel“ ver-

pflichtend eine Sondermeldung abzuge-

ben ist. Immer dann also, wenn einma-

lig gezahltes Arbeitsentgelt dem letzten 

Entgeltabrechnungszeitraum des Vor-

jahres zuzuordnen ist, muss eine  

Sondermeldung („54“) erstattet werden. 

Bisher wäre es auch möglich gewesen, 

die Einmalzahlung in eine noch nicht  

erstattete Jahresmeldung aufzunehmen.

(Beispiel 4)

Gesonderte Meldung wird 
elektronisch angefordert

Im Rahmen des Rentenantragsver

fahrens werden die Arbeitgeber bisher 

per Vordruck aufgefordert, eine Sonder-

meldung mit Abgabegrund „57“ über 

die beitragspflichtigen Einnahmen des 

laufenden Jahres zu erstatten. Die Mel-

dung muss den Zeitraum enthalten, der 

im laufenden Jahr noch nicht gemeldet 

wurde und ist frühestens drei Monate 

vor Rentenbeginn gesondert zu mel-

den, das heißt, der Arbeitnehmer darf 

noch maximal drei Monate arbeiten.

Die Vorausberechnung der beitrags-

pflichtigen Einnahmen zwischen Renten-

antragstellung und Beschäftigungsende 

erfolgt durch den Rentenversicherungs-

träger auf Grundlage der in den letzten 

zwölf Kalendermonaten erzielten bei-

tragspflichtigen Einnahmen.

Ab dem 1.    Januar    2017 sollen die Auf

forderungen durch die Rentenversiche-

rungsträger auf elektronischem Wege 

erfolgen.

Einfach mal nichts geändert: 
GKV-Monatsmeldung

Die generelle Verpflichtung der Arbeit-

geber, in allen Fällen der Mehrfachbe-

schäftigung eine monatliche Meldung 

abzugeben, ist zum Jahresende 2014 

aufgehoben worden. Eine abgespeckte 

Variante des sog. qualifizierten Melde

dialogs gilt nur noch für notwendige Bei-

tragskorrekturen infolge des Überschrei-

tens der Beitragsbemessungsgrenze 

(BBG): Kann die Krankenkasse aufgrund 

der übermittelten Entgeltmeldungen 

nicht ausschließen, dass die in dem sich 

überschneidenden Meldezeitraum erziel-

ten Arbeitsentgelte die BBG überschrei-

ten, fordert sie den Arbeitgeber auf,  

für den zu beurteilenden Zeitraum GKV-

Monatsmeldungen abzugeben. Sobald 

die ersten Jahresmeldungen für 2015 ein-

treffen, geht das neue Prozedere in den 

Echtbetrieb.

Spätestens innerhalb von sechs Wochen 

nach Aufforderung durch die Kranken-

kasse haben die Arbeitgeber die ent-

sprechenden GKV-Monatsmeldungen zu 

erstatten. Nach Eingang der vom Arbeit-

geber übermittelten Meldungen stellt 

die Krankenkasse fest, ob und inwieweit 

die laufenden und einmalig erzielten Ar-

beitsentgelte die BBG in den einzelnen 

Sozialversicherungszweigen überschrei-

ten. Die Arbeitgeber erhalten für jeden 

Kalendermonat der Mehrfachbeschäf

tigung eine Rückmeldung des Prüfer-

gebnisses. Auf dieser Grundlage können 

sie die ggf. erforderliche Verhältnisrech-

nung durchführen. 

Neu: Bestandsprüfungen

Die Einzugsstellen und alle anderen 

Empfänger von Meldedaten der Arbeit-

geber und Zahlstellen (z. B. Rentenversi-

cherungsträger, berufsständische Ver-

sorgungseinrichtungen) sind künftig 

verpflichtet, sog. Bestandsprüfungen 

durchzuführen. Das Nähere zu den  

Prüfungen ist in den „Gemeinsamen 

Grundsätzen für Bestandsprüfungen“ 

beschrieben. Die Grundsätze umfassen 

daneben eine Übersicht der je Träger 

und Verfahren vorgehaltenen Bestands-

prüfungen (Fehlerkatalog) sowie die ver-

fahrensübergreifend zu verwendende 

Datensatzbeschreibung für den Daten-

baustein Bestandsprüfungen (DBBF).

Sofern eine Meldung für mehrere Emp-

fänger bestimmt ist, sind bei allen Be-

standsprüfungen durchzuführen. Stimmt 

die Meldung nicht mit den Bestands

daten des einzelnen Sozialversicherungs-

Clemens Woll erhält im Januar 2016 eine Tantieme 	     in Höhe von 2.000 Euro. 

Sein Arbeitgeber hat die Jahresmeldung („50“) sowie die UV-Jahresmeldung („92“) für 

2015 noch nicht übermittelt (SV-Entgelt/UV-Entgelt = 36.000 Euro).

	 Mit der Gehaltsabrechnung für Januar 2016 erfolgt verpflichtend eine Sondermel-

dung („54“) für den Zeitraum 1. bis 31. Dezember 2015 und der in voller Höhe bei-

tragspflichtigen Tantieme (2.000 Euro) als SV-Entgelt. 

	 Das Recht der gesetzlichen Unfallversicherung kennt die „März-Klausel“ nicht.  

Die Tantieme verbleibt hinsichtlich des UV-Entgelts daher im laufenden Kalenderjahr 

und ist erst mit der UV-Jahresmeldung („92“) für 2016 bis spätestens zum 16. Februar 

2017 zu übermitteln.

Beispiel 4
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trägers überein, wird die Meldung nicht 

in den Datenbestand übernommen und 

innerhalb von drei Arbeitstagen nach  

Zugang maschinell an den Meldepflich

tigen zurückgewiesen. Jedoch ist die  

Einzugsstelle berechtigt, die abgewiese-

ne Meldung zur Aufklärung und Nach-

vollziehbarkeit anzeigbar vorzuhalten. 

Nach entsprechender Sachverhaltsauf-

klärung ist die ursprünglich abgewiesene 

Meldung ggf. neu zu übermitteln.

Übrigens: Der Arbeitgeber hat alle für 

ihn bestimmten (Rück-)Meldungen zu-

künftig mindestens einmal wöchentlich 

von den Kommunikationsservern ab

zurufen und zu quittieren. Die Daten 

werden nach 30   Tagen gelöscht – mit 

Quittierung oder ohne.

Gestreckte Einführung

Die Spitzenorganisationen der Sozial-

versicherung haben sich darauf verstän-

digt, dass die Bestandsprüfungen in den 

einzelnen Verfahren schrittweise einge-

führt werden sollen:

 � Zunächst erfolgt zum 1. Juli 2016 die 

Aufnahme der Bestandsprüfungen für 

die DEÜV-Meldungen. 

 � Danach werden die Bestandsprüfun-

gen im Erstattungsverfahren nach 

dem AAG und im Zahlstellenmelde-

verfahren zum 1. Januar 2017 einge-

führt. 

 � In einer späteren Ausbaustufe sollen 

Bestandsprüfungen im EEL-Verfahren 

(Entgeltersatzleistungen) und ggf. im 

Beitragsnachweisverfahren folgen.

Erstattungsverfahren AAG

Eine gravierende Änderung beim Erstat-

tungsverfahren nach dem AAG (DSER) 

gilt bereits vom 1. Januar 2016 an: Stel-

len die Ausgleichskassen eine Abwei-

chung zwischen dem ihrerseits berech-

neten und dem vom Arbeitgeber 

übermittelten Erstattungsbetrag fest, 

erfolgt eine maschinelle Rückmeldung. 

Der bisher formlose Schriftverkehr kann 

entfallen, jedenfalls sofern der Antrag 

nicht vollständig abzulehnen ist. 

Man staunt, wie viele Abweichungsgrün-

de hier in Betracht kommen können:

	� Erstattungssatz nicht korrekt = 01

	 �Erstattungszeitraum abweichend vom 

Beschäftigungszeitraum = 02

	� Erstattung U1 über RV-BBG-Ost bean-

tragt und auf RV-BBG-Ost reduziert 

(Satzungsregelung) = 03

	� Erstattung U1 über RV-BBG-West be-

antragt und auf RV-BBG-West redu-

ziert (Satzungsregelung) = 04

	� Kürzung wegen des Bezuges einer 

Entgeltersatzleistung = 05

	 �Erstattungszeitraum fällt in den Warte- 

zeitraum (28 Tage seit Aufnahme der 

Beschäftigung) = 06

	 �Erstattungszeitraum abweichend zum 

bestehenden EFZ-Anspruch (z. B. 

Höchstanspruchsdauer überschrit-

ten) = 07

	� Erstattung für den ersten Tag der AU 

beantragt, an dem aber noch gear

beitet wurde = 08

	� Erstattungszeitraum abweichend zum 

Mutterschaftsgeldzeitraum = 09

	� Mutterschaftsgeld nicht korrekt be-

rücksichtigt = 10 

	� GSV-Beitrag im Erstattungsbetrag 

nicht pauschal berücksichtigt = 11

	� GSV-Beitrag im Erstattungsbetrag 

nicht in tatsächlicher Höhe berück-

sichtigt = 12

	� Antrag umfasste bereits erstattete 

Zeiträume = 13

	� Sonstiges = 14

Tipp:  Für denjenigen, der  

sich trotz der detaillierten 

Abweichungsgründe auf eine 

Rückmeldung keinen Reim 

machen kann, gibt es einen 

weiteren Vorteil. Darin ent­

halten ist künftig ein „Daten­

baustein Ansprechpartner“,  

aus dem sich der Name, die 

Telefon- und Faxnummer so- 

wie die E-Mail-Adresse des  

für die Antragsbearbeitung 

zuständigen Kassenmitar- 

beiters ergeben.

Ausfüllhilfe sv.net

Um insbesondere kleineren Arbeitge-

bern die Teilnahme an den maschinellen 

Meldeverfahren zu ermöglichen, haben 

die gesetzlichen Krankenkassen 2001 

beschlossen, eine sog. Ausfüllhilfe kos-

tenfrei anzubieten. Mit der Entwicklung, 

dem Vertrieb und der technischen Un-

terstützung wurde die ITSG (Infor

mationstechnische Servicestelle der ge-

setzlichen Krankenversicherung GmbH) 

beauftragt.

Unter dem Namen sv.net wurden ab  

dem Jahr 2003 sv.net/online und sv.net/ 

classic als einheitliche Ausfüllhilfe zur 

Verfügung gestellt. Beide Varianten wur-

den von Beginn an intensiv genutzt. Ent-

gegen der ursprünglichen Intention grei-

fen auch größere Arbeitgeber gern auf 

sv.net zurück.

Um die gesetzlichen Anforderungen zu 

erfüllen, wurde und wird sv.net ständig 

gepflegt und auf dem aktuellen Stand  

gehalten. Damit auch zukünftig der  

gewohnte Leistungsumfang geboten 

werden kann, fiel der Entschluss, es ei- 

ner Modernisierung zu unterziehen. Eine 

einfachere Bedienung, erweiterte Funk

tionalitäten und Erleichterungen beim 

Ausfüllen von Formularen (z. B. durch  

dynamische Hilfetexte) stehen dabei im 

Vordergrund.

Was ändert sich?

Bereits am Namen soll der Anwender er-

kennen, dass es sich um ein neues Pro-

dukt handelt:

 � Aus sv.net/classic wird  

sv.net/comfort 

 � Aus sv.net/online wird  

sv.net/standard

Bedienkonzept und 

Design entsprechen 

den aktuellen Standards 

heutiger Betriebssysteme 

und Office-Anwendungen. Funktionen, 

die in beiden Varianten zur Verfügung 

stehen, lassen sich identisch bedienen. 

Zukünftig begleitet sv.net den Anwender 
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durch das Formular. Eingabefelder die 

thematisch zusammengehören werden 

blockweise zusammengefasst, dazu wird 

eine kontextbezogene Hilfefunktion an-

geboten. Bisher musste sv.net/classic 

selbstständig auf die neueste Version ak-

tualisiert werden. Bei sv.net/comfort wer-

den die Module automatisch aktualisiert, 

somit steht dem Anwender immer die 

neueste Version zur Verfügung.

Erweiterte Registrierung

Bei Nutzern, die sv.net mit mehreren An-

wendern verwenden, wird besonderer 

Wert auf erhöhte Sicherheit gelegt und 

ein erweitertes Registrierungsverfahren 

angeboten. Damit ist es möglich, dass 

ein administrativer Ansprechpartner alle 

Anwender zentral verwaltet. Somit ist 

sichergestellt, dass nur autorisierte Per-

sonen Meldungen für ihr Unternehmen 

erzeugen und versenden können und 

für Rückmeldungen eindeutige An-

sprechpartner definiert sind. Das erwei-

terte Registrierungsverfahren ermög-

licht es, auch Meldungen und Nachweise 

für Mandanten oder Filialen mit separa-

ter Betriebsnummer abzugeben.

Um diese Vorteile nutzen zu können, ist 

gegen ein geringes Entgelt die Registrie-

rung als Premiumkunde erforderlich. 

Für Einzelnutzer, die Meldungen und 

Nachweise nur für das eigene Unter

nehmen abgeben möchten, ändert sich 

diesbezüglich nichts.

Tipp:  Informationen zum 

bisherigen sv.net und dann 

auch zur neuen Standard-  

bzw. Comfort-Version finden  

Sie auf der Internetseite:  

www.svnet.info

Exkurs: Assistierte Ausbildung

Immer mehr Unternehmen tun sich 

schwer, ihren Fachkräftebedarf zu de-

cken. Es lohnt sich daher unbedingt, 

über die Einstellung von (zusätzlichen) 

Auszubildenden nachzudenken. Nur 

wird es laut „Berufsbildungsbericht 

2015“ immer schwieriger, die ange

botenen Lehrstellen zu besetzen.  

Die offizielle Zahl unbesetzter Stellen 

erreichte mit rund 37.100 (plus 10 Pro-

zent) im langjährigen Vergleich einen 

neuen Höchststand. Ein Ausweg aus 

der Misere könnte darin bestehen, die 

Aufmerksamkeit verstärkt auch auf 

„schwierige“ Ausbildungsbewerber zu 

richten. 

Die Bunderegierung hat sich der Prob-

lematik angenommen und mit dem 

Fünften SGB IV-Änderungsgesetz eine 

gesetzliche Grundlage für das neue In-

strument der Assistierten Ausbildung 

(AsA) geschaffen. Dies ist die Basis da-

für, dass Arbeitsagenturen und Job-

center seit dem 1. Mai 2015 für die AsA 

aufkommen können, Geld fließt aller-

dings weder an den Auszubildenden 

noch an den Ausbildungsbetrieb. Das 

Ganze ist zunächst zur Erprobung  

auf Maßnahmen befristet, die bis zum 

30. September 2018 beginnen. 

Die mit der AsA verbundenen Ziele 

sind klar: erfolgreicher Abschluss ei-

ner betrieblichen Berufsausbildung 

und nachhaltige Integration in den ers-

ten Arbeitsmarkt. Dabei ist sie kein 

Sonderweg, denn anders als bei den 

außerbetrieblichen Berufsausbildun-

gen bleibt die Verantwortung bei den 

Betrieben. Das Modell gliedert sich in 

eine ausbildungsvorbereitende Phase I 

von maximal sechsmonatiger Dauer 

sowie eine ausbildungsbegleitende 

Phase II, die bis zum individuellen Aus-

bildungsabschluss geht.

Der Erfolg ist abhängig von einer  

engen Zusammenarbeit des Ausbil-

dungsbetriebs mit dem Bildungsträ-

ger, der Berufsschule sowie der 

Arbeitsagentur bzw. dem Jobcenter. 

Der Bildungsträger ist mit mehreren 

Akteuren (Ausbildungsbegleiter, So

zialpädagogen, Lehrkräfte) beteiligt, 

die abgestimmt und eng zusammen- 

arbeiten. Die Unternehmen kommen 

kostenfrei in den Genuss von solchen 

Angeboten wie Bewerbungs- und Aus-

bildungsmanagement, Beratung und 

Information im Hinblick auf spezi

fische Zielgruppen, Unterstützung bei 

der Lernortkooperation mit der Berufs-

schule etc. 

Die Förderung richtet sich an junge 

Menschen vor dem 25. Geburtstag, die 

lernbeeinträchtigt oder sozial benach-

teiligt sind und in der Regel über keine 

berufliche Erstausbildung verfügen. 

Sie sollen die erforderliche Ausbil-

dungsreife und Berufseignung besit-

zen und dürfen nicht mehr Vollzeit 

schulpflichtig sein.

Tipp:  Die AsA kommt ins- 

besondere auch für geduldete 

Flüchtlinge in Betracht. Und 

zwar vom 1. Januar 2016 an 

deutlich früher, denn die sog. 

Voraufenthaltsdauer beträgt 

jetzt nur noch 15 anstatt  

48 Monate. Wer im Frühsom­

mer 2015 zu uns geflüchtet 

ist, könnte also bereits zum 

Ausbildungsbeginn 2016 in 

eine Berufsausbildung starten. 

Neben der AsA kommen BAB 

(Berufsausbildungsbeihilfe) 

und andere ausbildungs­

begleitende Hilfen jetzt eben- 

falls früher in Betracht.  
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Beschäftigung von Flüchtlingen

Der Flüchtlingszustrom nach Europa treibt viele von uns um. Im Lichte der 

Überalterung der deutschen Bevölkerung und des Fachkräftemangels kann 

er auch als Chance begriffen werden. Es könnte sich auszahlen, neue Wege 

zu beschreiten und geflüchtete Menschen in Lohn und Brot zu bringen. Sie 

stellen eine Bereicherung dar, verfügen sie doch über besondere berufliche 

und soziale Kompetenzen aus ihren Herkunftsländern.

Doch unter welchen Bedingungen ist eine Beschäftigungsaufnahme über­

haupt möglich? Was muss hinsichtlich Aufenthaltsstatus und Arbeitserlaub­

nis beachtet werden? Und was gilt für Berufsausbildung und Praktika? Auf 

diese und weitere Fragen finden Sie in diesem Kapitel erste Antworten. Wenn 

es dann darum geht, Kontakte zu potenziellen Kandidaten herzustellen, ist 

die örtliche Arbeitsagentur eine mögliche Anlaufstelle. 

Die unterschiedlichen Aufenthaltstitel

Wollen Arbeitgeber Flüchtlinge beschäf

tigen, müssen sie besondere Rechtsvor-

schriften beachten. So ist in der Regel 

eine Arbeitserlaubnis erforderlich, deren 

Ausstellung durch die zuständige Aus-

länderbehörde erfolgt. Je nach Lage des 

Einzelfalls geschieht dies schnell, mit er-

heblicher Verzögerung oder gar nicht.

Für den Zugang zum deutschen Arbeits-

markt ist zwischen Bürgern der Euro

päischen Union und Drittstaatenange-

hörigen zu unterscheiden. EU-Bürger 

benötigen keine Arbeitserlaubnis, um in 

Deutschland eine Beschäftigung aufzu-

nehmen. Ihnen steht das Recht zum 

Aufenthalt in Deutschland und zur Aus-

übung einer Erwerbstätigkeit zu. Das-

selbe gilt für Bürger aus dem Euro- 

päischen Wirtschaftsraum (EWR) – dies 

sind zusätzlich zur EU noch Island, 

Liechtenstein und Norwegen – sowie für 

Schweizer Staatsangehörige.

Drittstaatenangehörige benötigen zum 

legalen, dauerhaften Aufenthalt in 

Deutschland einen Aufenthaltstitel. Ne-

ben dem Visum, das regelmäßig nur für 

einen Aufenthalt von bis zu 90   Tagen 

berechtigt, gibt es verschiedene weitere 

Aufenthaltstitel, deren Voraussetzungen 

im Aufenthaltsgesetz geregelt sind. 

Häufig beinhalten diese auch eine Ar- 

beitserlaubnis. 

Hinweis:  Flüchtlinge erhal- 

ten erst nach einer positiven 

Entscheidung über ihren Asyl- 

antrag einen Aufenthaltstitel, 

zumeist in Gestalt einer 

Aufenthaltserlaubnis. 

Als Flüchtlinge gelten in erster Linie Per-

sonen, die sich aus begründeter Furcht 

vor Verfolgung außerhalb des Landes 

befinden, dessen Staatsangehörigkeit 

sie besitzen und dessen Schutz sie nicht 

in Anspruch nehmen können oder we-

gen dieser Furcht nicht in Anspruch 

nehmen wollen.

Haben Flüchtlinge einen Antrag auf  

Asyl gestellt, über den noch nicht ent-

schieden worden ist, erhalten sie eine 

Aufenthaltsgestattung. Wurde der An-

trag auf Asyl bereits abgelehnt, beste-

hen aber Hindernisse für eine Ausreise 

oder Abschiebung (z. B. Krankheit), er-

halten sie eine Duldung. 

Die Beschäftigung von Personen mit ei-

ner Aufenthaltsgestattung oder einer 

Duldung ist nur dann zulässig, wenn 

dies von der Ausländerbehörde aus-

drücklich erlaubt wurde. Zumeist muss 

dazu auch die Zustimmung der Bundes-

agentur für Arbeit eingeholt werden.

 

Ähnlich verhält es sich bezüglich der  

Inhaber einer sog. Fiktionsbescheini-

gung. Dieses ist ein Dokument, das Aus-

ländern ausgestellt wird, die einen An-

trag auf eine Aufenthaltserlaubnis (oder 

auf Fortgelten der Aufenthaltserlaubnis) 

gestellt haben, über den noch nicht ent-

schieden ist. 

Hinsichtlich der regelmäßig verfügten 

Nebenbestimmungen siehe Infokasten 

auf Seite 12 oben.
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Asylverfahren  
und Arbeitserlaubnis

Flüchtlinge, die einen Antrag auf Asyl 

gestellt haben, werden als Asylbewerber 

bezeichnet. Ihnen wird generell frühes-

tens nach einem gestatteten Aufenthalt 

von drei Monaten eine Arbeitserlaubnis 

erteilt.

Wichtig:  Eine Arbeitserlaub­

nis kommt generell nicht in 

Betracht, solange Flüchtlinge 

verpflichtet sind, in einer 

Aufnahmeeinrichtung zu 

wohnen. Dazu können sie für 

eine Dauer von maximal sechs 

Monaten verpflichtet sein.

Die Ausländerbehörde kann Asylbewer-

bern nach Ablauf der Frist auf Antrag 

eine Beschäftigung erlauben. Die Zulas-

sung ausländischer Beschäftigter orien-

tiert sich jedoch grundsätzlich an den 

Erfordernissen des Wirtschaftsstandor-

tes Deutschland unter Berücksichtigung 

der Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt.

Asylbewerber, die aus sog. sicheren 

Herkunftsstaaten stammen und nach 

dem 31.   August   2015 einen Asylantrag 

stellen, wird für die gesamte Dauer des 

Asylverfahrens keine Arbeitserlaubnis 

erteilt. Solche Staaten sind Albanien, 

Bosnien/Herzegowina, Ghana, Kosovo, 

Mazedonien, Montenegro, Senegal und

Serbien.

Die Vorrangprüfung

In einer behördeninternen Abstimmung 

zwischen der Ausländerbehörde und 

der Bundesagentur für Arbeit wird vorab 

geprüft, ob eine freie Stelle mit einem 

deutschen Staatsbürger oder einem  

EU-Bürger besetzt werden kann.

Dies bedeutet konkret, dass über einen 

Zeitraum von mehreren Wochen zu-

nächst bevorrechtigte Arbeitsuchende 

aufgefordert werden, sich bei dem ent-

sprechenden Arbeitgeber zu bewerben. 

Hierdurch kann es zu erheblichen Ver-

zögerungen bei der Besetzung der Stelle 

kommen. Außerdem hat die zuständige 

Arbeitsagentur zu prüfen, ob die Be-

schäftigung des antragstellenden Aus-

länders zu vergleichbaren Bedingungen 

wie bei einem deutschen Staatsbürger 

erfolgen soll. 

Arbeitgeber, die einen Asylbewerber 

einstellen wollen, sollten diesem also 

ausführliche und schriftliche Informatio-

nen über die zu besetzende Stelle aus-

händigen, am besten einen Entwurf des 

Arbeitsvertrages. Auch die Zusicherung, 

dass Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten und 

weitere Arbeitsbedingungen üblich für 

die Branche, den Arbeitsort bzw. das 

Unternehmen sind, ist durchaus hilf-

reich. Häufig ist es sinnvoll, dass der 

Arbeitgeber sich selbst in den Prozess 

der Vorrangprüfung einbringt.

Obwohl Asylverfahren recht lange dau-

ern (im Jahr 2014 im Durchschnitt mehr 

als elf Monate), verzichten aufgrund des 

komplizierten Verfahrens viele Asyl

bewerber auf einen Antrag auf Arbeits-

erlaubnis. Sie hoffen stattdessen auf  

einen positiven Abschluss des Asylver-

fahrens und damit auf eine Aufenthalts-

erlaubnis, die die Arbeitserlaubnis ein-

schließt. 

Ausnahmen von der Regel

Einer Vorrangprüfung bedarf es bei An-

tragstellern nicht, die

 � über einen anerkannten Hochschul-

abschluss verfügen oder

 � die für einen Beruf ausgebildet sind, 

der in der sog. Positivliste der Bun-

desagentur für Arbeit vermerkt ist 

(siehe Infokasten auf Seite 13).

Nach einem gestatteten Aufenthalt von 

ununterbrochen 15 Monaten entfällt die 

Regelmäßig verfügte Nebenbestimmungen

Jede Aufenthaltserlaubnis, Aufenthaltsgestattung und Duldung muss erkennen 

lassen, ob die Ausübung einer Erwerbstätigkeit erlaubt ist. Dies erfolgt durch 

eine sog. Nebenbestimmung, die die zuständige Ausländerbehörde im Auf

enthaltstitel vermerkt. Die Arbeitgeber können daran erkennen, ob der jeweilige 

Ausländer eine Erwerbstätigkeit aufnehmen darf. Als Nebenbestimmungen  

werden regelmäßig verfügt:

 � „Erwerbstätigkeit gestattet“ 

Mit dieser Nebenbestimmung ist jede Art der Erwerbstätigkeit, selbstständig oder 

unselbstständig, erlaubt und bedarf keiner weiteren Erlaubnis durch die Aus

länderbehörde (wird in der Regel in Aufenthaltserlaubnissen vermerkt).

  „Beschäftigung nur mit Genehmigung der Ausländerbehörde gestattet“ 

Diese Nebenbestimmung bedeutet, dass dem Ausländer eine Beschäftigung  

erlaubt werden kann. Die Ausländerbehörde behält sich aber die Entscheidung 

darüber vor. Dieser Vorbehalt begründet sich meist darin, dass die Bundes- 

agentur für Arbeit der Beschäftigung zustimmen muss (wird in der Regel in  

Aufenthaltsgestattungen und Duldungen vermerkt).

  „Erwerbstätigkeit nicht gestattet“ 

Bei dieser Nebenbestimmung ist eine Beschäftigungsaufnahme nicht möglich. 

Hintergrund kann sein, dass eine Abschiebung unmittelbar bevorsteht (wird in 

der Regel nur in Duldungen vermerkt).

Tipp:  Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)  

und die Bundesagentur für Arbeit (BA) betreiben gemeinsam  

die zentrale Info-Hotline „Arbeiten und Leben in Deutschland“.  

Diese ist wochentags zwischen 9.00 und 15.00 Uhr erreichbar  

unter: 030 1815 –1111
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Vorrangprüfung im Antragsverfahren 

für eine Arbeitserlaubnis. Nach einem 

rechtmäßigen Aufenthalt von vier Jahren 

im Bundesgebiet wird die Bundesagen-

tur für Arbeit bei einem Antrag auf eine 

Arbeitserlaubnis gar nicht mehr betei-

ligt. 

Flüchtlinge und Leiharbeit

Nach der bisherigen Rechtslage können 

Asylbewerber und Personen mit einer 

Duldung erst nach vier Jahren des recht-

mäßigen Aufenthalts im Bundesgebiet 

als Leiharbeitnehmer beschäftigt wer-

den. 

Diese Frist ist mit Wirkung vom 28.   Ok-

tober   2015 an verkürzt worden, und 

zwar

 � auf drei Monate für Antragsteller ent-

sprechend der Positivliste (Vorausset-

zung: Tätigkeit ausschließlich in den 

Bereichen der Positivliste für die ge-

samte Dauer der Beschäftigung) bzw. 

 � für alle anderen Antragsteller auf  

15 Monate.

Tipp:  Beraten Sie sich ggf.  

mit dem Verleiher, mit dem  

Sie zusammenarbeiten, über 

die aktuelle Rechtslage. 

Auszubildende/Praktikanten

Die Aufnahme von Berufsausbildungen 

und Praktika für Asylbewerber und Per-

sonen mit einer Duldung ist bereits im 

Sommer 2015 erleichtert worden. Die 

Ausländerbehörde kann ohne Zustim-

mung der Bundesagentur für Arbeit er-

lauben:

 �� Berufsausbildung in einem anerkann-

ten Ausbildungsberuf

 � Betriebliche Einstiegsqualifizierung 

(zur Vermittlung und Vertiefung von 

Grundlagen für den Erwerb berufli-

cher Handlungsfähigkeit, Förderung 

durch die Bundesagentur für Arbeit)

 � Praktikum von maximal dreimonati-

ger Dauer

Zu beachten ist aber, dass Aufenthalts-

gestattungen und Duldungen regel

mäßig nur für eine begrenzte Dauer 

ausgestellt werden. Seit dem 1. August 

2015 wird die Ausländerbehörde das 

Aufenthaltsrecht eines Asylbewerbers, 

der eine Berufsausbildung in Deutsch-

land vor Vollendung des 21.   Lebens

jahres aufgenommen hat, in der Regel 

bis zum Ausbildungsabschluss verlän-

gern. Damit ist zwar gesichert, dass die 

einmal begonnene Ausbildung beendet 

werden kann, die Betriebe erwarten je-

doch zurecht, dass auch eine Anschluss-

beschäftigung erlaubt wird.

Geringfügige Beschäftigung

Geflüchtete Menschen mit Arbeitserlaub-

nis können auch eine geringfügig ent-

lohnte Beschäftigung (Minijob) aufneh-

men. Der Arbeitgeber muss dann keine 

Pauschalbeiträge zur Krankenversiche-

rung zahlen, da Flüchtlinge nicht gesetz-

lich krankenversichert sind. Eine kurzfris-

tige Beschäftigung scheidet dagegen 

aus, denn es wird hier regelmäßig von 

Berufsmäßigkeit auszugehen sein.

Und die Entgeltunterlagen?

Neben den üblichen Unterlagen müssen 

die Arbeitgeber das Aufenthaltsdoku-

ment in Kopie zu den Entgeltunterlagen 

nehmen. Im Aufenthaltsgesetz heißt es 

dazu: „Wer im Bundesgebiet einen Aus-

länder beschäftigt, muss für die Dauer 

der Beschäftigung eine Kopie des Auf-

enthaltstitels oder der Bescheinigung 

über die Aufenthaltsgestattung oder 

über die Aussetzung der Abschiebung 

des Ausländers in elektronischer Form 

oder in Papierform aufbewahren.“

Nach der Beitragsverfahrensverordnung 

ist zusätzlich zum Aufenthaltstitel die 

Staatsangehörigkeit in die Entgeltunter-

lagen aufzunehmen.

Positivliste der Bundesagentur für Arbeit

Auf eine Vorrangprüfung im Rahmen 

eines Antrags auf Arbeitserlaubnis wird 

verzichtet, wenn die Bewerber für einen 

Tätigkeitsbereich ausgebildet sind, in 

dem ein von der Bundesagentur für  

Arbeit festgestellter Fachkräftemangel 

herrscht. Diese Tätigkeitsbereiche und 

die dazugehörigen Ausbildungsberufe 

werden halbjährlich in der Positivliste 

festgelegt.

Gegenwärtig fallen darunter z. B. die 

folgenden Ausbildungsberufe: Metall-

bauer, Schweißer, Mechatroniker, In-

dustrieelektriker, Elektroanlagenmon-

teure, Klempner, Gesundheits- und 

(Kinder-)Krankenpfleger, Altenpfleger, 

Orthopädietechnik-Mechaniker, Hörge-

räteakustiker. Darüber hinaus stehen 

auf der Positivliste z. B. auch Program-

mierer und Softwareentwickler.

Sind die Tätigkeiten, für die ein Asyl

bewerber infrage kommt, in der Posi-

tivliste aufgeführt und verfügt er über 

eine Berufsausbildung, die in Deutsch-

land für diese Berufe anerkannt wird, 

bedeutet dies jedoch nur, dass die Vor-

rangprüfung entfällt. Am Antragsver-

fahren auf eine Arbeitserlaubnis wird 

die Bundesagentur für Arbeit dennoch 

beteiligt.

Tipp:  Die jeweils aktuelle 

	Positivliste nebst Erläuterungen 

	steht online zum Abruf bereit unter: 

	www.zav.de/positivliste 
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Ein Jahr gesetzlicher Mindestlohn

Der gesetzliche Mindestlohn gilt auch 

für geringfügig Beschäftigte (Minijobs 

und kurzfristige Beschäftigungen) so- 

wie für mitarbeitende Familienangehö- 

rige. 

Bis zum 31. Dezember 2016 sind Löhne 

unter 8,50   Euro nur erlaubt, wenn ein 

entsprechender Tarifvertrag repräsen

tativer Tarifvertragsparteien dies vorsieht 

(Tarifvertragsgesetz) oder durch Rechts-

verordnung auf der Grundlage des  

Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) 

bzw. des Arbeitnehmerüberlassungs

gesetzes (AÜG) für alle unter den  

Geltungsbereich des Tarifvertrages  

fallenden Arbeitgeber sowie deren Ar-

beitnehmer verbindlich gemacht worden 

ist. Eine gleichermaßen befristete Über-

gangsregelung für Zeitungszusteller ori-

entiert sich an dieser schrittweisen Ein-

führung. Ab dem 1. Januar 2017 wird der 

Mindestlohn für alle Beschäftigten bei 

mindestens 8,50   Euro liegen und aus-

nahmslos für alle Branchen gelten. Ab 

dem 1. Januar 2018 gilt der dann von der 

Mindestlohnkommission festgesetzte all-

gemeine gesetzliche Mindestlohn ohne 

jede Einschränkung (siehe auch Zeit-

strahl auf Seite 15).

Wichtig:  Die FKS (Finanz­

kontrolle Schwarzarbeit) als 

Behörde der Zollverwaltung 

prüft die Einhaltung der 

Mindestlohnregelungen und  

ist zuständig für die Ahndung 

von Verstößen (www.zoll.de, 

Rubrik: Fachthemen/Arbeit)

Seit dem 1. Januar 2015 gilt in Deutschland ein flächendeckender gesetz­

licher Mindestlohn. Damit befinden wir uns in guter Gesellschaft, denn  

22 der 28 EU-Mitgliedsstaaten haben ebenfalls eine Lohnuntergrenze – wenn 

auch in sehr unterschiedlicher Höhe. Nur in Dänemark, Finnland, Italien,  

Österreich, Schweden und Zypern gibt es bislang keinen branchenüber- 

greifenden gesetzlichen Mindestlohn. Das BMAS (Bundesministerium für  

Arbeit und Soziales) geht davon aus, dass bei uns rund 3,7   Mio. Beschäftigte 

im Niedriglohnsektor davon profitiert haben, weil ihre Stundenlöhne auf 

8,50 Euro oder mehr angehoben worden sind.

Die von einigen im Vorfeld befürchtete Entlassungswelle ist nach den Zahlen 

der Bundesagentur für Arbeit genauso ausgeblieben wie negative Auswir­

kungen auf die sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse. 

Stattdessen sorgt die aus Sicht vieler ausufernde Bürokratie für reichlich  

Unmut. Allenfalls den sprichwörtlichen Tropfen auf dem heißen Stein stellen 

die Erleichterungen bei der Mindestlohndokumentation dar.

Mindestlohngesetz: Status quo

Der flächendeckende gesetzliche  

Mindestlohn beträgt in Deutschland 

seit dem 1. Januar 2015 grundsätzlich 

8,50 Euro die Stunde. Arbeitgeber mit 

Sitz im In- oder Ausland sind für ihre  

in Deutschland beschäftigten Arbeit-

nehmer zur Zahlung verpflichtet. 

Vereinbarungen, die den Mindestlohn-

anspruch unterschreiten bzw. seine 

Geltendmachung beschränken oder 

ausschließen sollen, sind unwirksam. 

Allerdings gibt es dauerhafte Aus

nahmen (z. B. Minderjährige ohne Be- 

rufsabschluss, Auszubildende, Lang- 

zeitarbeitslose in den ersten sechs  

Monaten) sowie zeitlich befristete  

Übergangsregelungen (z. B. Zeitungs-

zusteller).
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Dokumentationspflichten

Um zu gewährleisten, dass der gesetzli-

che Mindestlohn auch tatsächlich gezahlt 

wird, besteht in bestimmten Fällen die 

Pflicht, die Arbeitszeiten festzuhalten. 

Diese Dokumentationspflicht gilt gene-

rell für geringfügig entlohnt sowie kurz-

fristig Beschäftigte (Ausnahme: Minijob-

ber im Privathaushalt) und für die im 

Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz ge-

nannten Wirtschaftsbereiche, in denen 

eine besondere Missbrauchsgefahr be-

steht. Dazu gehören das Baugewerbe, 

das Gaststätten- und Beherbergungs

gewerbe, das Personenbeförderungsge

werbe, das Speditions-, Transport- und 

damit verbundene Logistikgewerbe, das 

Schaustellergewerbe, das Gebäudereini-

gungsgewerbe sowie Unternehmen der 

Forstwirtschaft, des Messebaus und der 

Fleischwirtschaft.

Die betroffenen Arbeitgeber müssen 

grundsätzlich für jeden Arbeitstag den 

Beginn und das Ende der Arbeit sowie 

die Dauer der Arbeitszeit festhalten. Die 

Pausenzeiten gehören nicht zur Arbeits-

zeit und sind herauszurechnen. Die kon-

krete Dauer und Lage der Pausen muss 

hingegen nicht aufgezeichnet werden. 

Was darüber hinaus berücksichtigt wer-

den sollte? Siehe Checkliste rechts.

Vereinfachungen

Das Bundesministerium für Arbeit  

und Soziales (BMAS) hat hinsichtlich  

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales

Checkliste: Dokumentation Mindestlohn

 � Die Aufzeichnungen dürfen handschrift- 

lich oder maschinell erstellt bzw. ausgefüllt  

werden.

 � Unterschriften des Arbeitgebers und/oder Arbeit- 

nehmers sind nicht erforderlich.

 � Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die Aufzeich- 

nungen korrekt sind.

 � Die Arbeitszeit muss bis zum Ablauf des siebten auf den  

Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertags dokumentiert  

sein, also spätestens innerhalb einer Woche.

 � Die Dokumentation verbleibt beim Arbeitgeber, sie muss bei  

einer Kontrolle durch die Finanzkontrolle Schwarzarbeit zeitnah  

vorgelegt werden können.

 � Der Arbeitgeber hat die Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre aufzube

wahren, beginnend mit dem für die Aufzeichnung maßgeblichen Zeitpunkt.

Tipp:  Durch den Verzicht auf Formvorgaben soll gewährleistet 

werden, dass die Dokumentation in der Praxis mit einfachen Mitteln 

und möglichst aufwandsarm erfolgen kann. Das BMAS bietet hierfür 

beispielsweise die App „einfach erfasst“ an – kostenfrei im Google  

Play Store, Apple App Store oder Windows App Store herunterzuladen.

der Aufzeichnungspflichten mit der  

Mindestlohndokumentationspflichtenver-

ordnung (MiLoDokV) für eine gewisse  

Erleichterung gesorgt. Eine Dokumen

tation muss danach für solche Arbeit-

nehmer nicht erfolgen, deren verste- 

tigtes regelmäßiges Bruttoarbeitsent-

gelt 2.958 Euro im Monat überschreitet. 

Diesen Grenzwert ermittelt das BMAS 

wie folgt: Nach dem Arbeitszeit- 

gesetz ist maximal eine monatliche  

Arbeitszeit von 348   Stunden zulässig, 

die mit dem gesetzlichen Mindest- 

lohn von derzeit 8,50 Euro multipliziert 

wird.

Darüber hinaus hat das Bundesfinanz

ministerium mit der Mindestlohnauf-

zeichnungsverordnung (MiLoAufzV) die 

Dokumentationspflichten für bestimmte 

mobile Arbeitnehmergruppen in der 

Form erleichtert, dass nur die Dauer der 

tatsächlichen täglichen Arbeitszeit auf-

zuzeichnen ist, nicht aber deren Beginn 

und Ende. Die Voraussetzungen dafür 

sind, dass die Beschäftigten: 
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 � mit ausschließlich mobilen Tätigkei-

ten beschäftigt werden,

 � keinen Vorgaben zur konkreten täg

lichen Arbeitszeit unterliegen und

 � sich ihre tägliche Arbeitszeit eigen-

verantwortlich einteilen können.

Weitere Erleichterungen

Bei Arbeitsverhältnissen, die einen län-

geren Bestand haben und bei denen das 

regelmäßig gezahlte Arbeitsentgelt 

stets oberhalb der Mindestlohnschwelle 

von 8,50 Euro pro Arbeitsstunde liegt, 

kommt es nach Einschätzung des BMAS 

nicht zu Missbrauch. Da hier überlange 

Arbeitszeiten deutlich seltener vorlie-

gen und legal in diesem Ausmaß gar 

nicht möglich sind, ist die Einkommens-

schwelle von 2.958 Euro nach der  

MiLoDokV per 1.    August    2015 ergänzt  

worden: Die Arbeitszeitaufzeichnungs- 

pflicht entfällt nunmehr auch bereits 

dann, wenn das verstetigte regelmäßige 

Arbeitsentgelt mehr als 2.000 Euro brut-

to beträgt und das sich hieraus ergeben-

de Nettoentgelt jeweils für die letzten 

tatsächlich abgerechneten zwölf Monate 

regelmäßig ausgezahlt worden ist.

Zudem müssen die Aufzeichnungs-

pflichten seit dem 1. August 2015 nicht 

mehr bei der Beschäftigung von engen 

Familienangehörigen, z. B. Ehegatten, 

eingetragene Lebenspartner, Kinder und 

Eltern des Arbeitgebers, beachtet wer-

den (ggf. Nachweise in den Entgeltunter-

lagen vorhalten). Dokumentationspflich-

ten nach anderen Vorschriften müssen 

dessen ungeachtet natürlich weiterhin 

beachtet werden.

Tipp:  Das Bundesarbeits­

ministerium informiert laufend 

über aktuelle Entwicklungen  

beim Mindestlohn: www.der- 

mindestlohn-wirkt.de 

Problemfall: Praktika

In der Vergangenheit war festzustellen, 

dass junge Menschen nach Abschluss 

von Berufsausbildung oder Studium als 

„Praktikanten“ eingestellt, tatsächlich 

aber als reguläre Arbeitskräfte einge-

setzt wurden – häufig für wenig oder 

gar kein Entgelt. Seit dem 1. Januar 2015 

ist im Mindestlohngesetz festgeschrie-

ben: Wer bereits einen Abschluss be-

sitzt, egal ob Berufsabschluss oder Stu-

dium, hat in Deutschland Anspruch auf 

den gesetzlichen Mindestlohn. 

Gleichzeitig bietet das Gesetz einen 

Rahmen für den sachgerechten Einsatz 

von Praktika, bei denen der Ausbil-

dungs- und Orientierungsgedanke im 

Vordergrund steht: Für freiwillige Prak

tika (Orientierungspraktika und ausbil-

dungs- bzw. studienbegleitende Prak

tika) besteht für bis zu drei Monate kein 

Mindestlohnanspruch. Dauert das Prak-

tikum länger, fällt es komplett unter den 

Das Mindestlohngesetz lässt sehr viele Fragen offen, sodass  

dringend auf eine Klarstellung durch die Gerichte gewartet wird. 

Gegenstand erster Entscheidungen war insbesondere die Frage, 

welche Vergütungsbestandteile bei der Berechnung des Mindest-

lohns einbezogen werden müssen und welche nicht. Außerdem 

hatten die Arbeitsrichter darüber zu entscheiden, ob Änderungs- 

oder Beendigungskündigungen im Kontext der Mindestlohn

einführung unwirksam waren. Die nachfolgend zitierten Ent

scheidungen sind nicht repräsentativ, es bleibt abzuwarten, wie 

andere Kammern und höhere Instanzen entscheiden. 

 � Urteil des Arbeitsgerichts Düsseldorf vom 20. April 2015 

(Az. 5 Ca 1675/15) Zweck des Mindestlohngesetzes sei es, dem 

oder der Vollzeitbeschäftigten durch eigenes Einkommen die  

Sicherung eines angemessenen Lebensunterhalts zu ermögli-

chen. Es komme – unabhängig von der Bezeichnung einzelner 

Leistungen – allein auf das Verhältnis zwischen dem tatsächlich 

an den Arbeitnehmer gezahlten Lohn und dessen geleisteter  

Arbeitszeit an. Mindestlohnwirksam seien daher alle Zahlungen, 

die als Gegenleistung für die erbrachte Arbeitsleistung mit Ent-

geltcharakter gezahlt würden. 

Da ein Leistungsbonus, anders als beispielsweise vermögens-

wirksame Leistungen, einen unmittelbaren Bezug zur Arbeitsleis-

tung aufweise, handele es sich um „Lohn im eigentlichen Sinn“, 

der in die Berechnung des Mindestlohns einzubeziehen sei.

 � Urteil des Arbeitsgerichts Berlin vom 4. März 2015

(Az. 54 Ca 14420/14) Der gesetzliche Mindestlohn solle un

mittelbar die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers entgelten. Der 

Arbeitgeber dürfe daher Leistungen, die – wie ein zusätzliches 

Urlaubsgeld und eine jährliche Sonderzahlung – nicht diesem 

Zweck dienten, nicht auf den Mindestlohn anrechnen. Eine Ände-

rungskündigung, mit der diese unzulässige Anrechnung erreicht 

werden solle, sei unzulässig.

 � Urteil des Arbeitsgerichts Berlin vom 17. April 2015

(Az. 28 Ca 2405/15) Das Arbeitsgericht hat eine Kündigung als 

verbotene Maßregelung (§ 612a BGB) angesehen. Der Arbeit

geber habe das Arbeitsverhältnis gekündigt, weil der Kläger in 

zulässiger Weise den gesetzlichen Mindestlohn gefordert habe; 

eine derartige Kündigung sei unwirksam.

Erste Entscheidungen der Arbeitsgerichte



Exkurs: Ausweitung der Kurzfristigkeit

Beispiel 2

Hausfrau Vera Klein nimmt am 1. Dezember 2015 eine Beschäftigung als Aushilfskraft  

im Supermarkt für ein monatliches Arbeitsentgelt von 1.000 Euro auf. Die Beschäftigung 

ist von vornherein bis zum 31. Januar 2016 befristet. Sie hat im Kalenderjahr 2015 bereits 

vom 1. Mai bis 31. Juli eine befristete Beschäftigung ausgeübt. Keine Berufsmäßigkeit.

    Die am 1. Dezember 2015 aufgenommene Beschäftigung ist nicht kurzfristig und 

daher versicherungspflichtig (BGR: 1111, PG: 101). Bereits zu ihrem Beginn steht fest, 

dass die Beschäftigungsdauer im laufenden Kalenderjahr unter Berücksichtigung der 

Vorbeschäftigung mehr als drei Monate beträgt. Die Beschäftigung bleibt auch über 

den Jahreswechsel hinaus weiterhin versicherungspflichtig, weil keine getrennte  

versicherungsrechtliche Beurteilung in Betracht kommt.

Beispiel 1

Lagerist Gerd Engel nimmt am 1. November 2015 eine bis zum 31. Januar 2016 befristete 

Beschäftigung auf. Das Arbeitsentgelt beträgt monatlich 1.000 Euro. Vom 1. bis 31. Juli 

2015 wurde bereits eine kurzfristige Beschäftigung ausgeübt. Keine Berufsmäßigkeit.

   � Bei der am 1. November 2015 aufgenommenen Beschäftigung handelt es sich um 

eine kurzfristige und somit versicherungsfreie Beschäftigung (BGR: 0000, PG: 110).

Mit Blick auf den Personenkreis der Saisonarbeitskräfte (z. B. Erntehelfer) sind 

parallel zur Einführung des gesetzlichen Mindestlohns die Zeitgrenzen der  

Kurzfristigkeit ausgeweitet worden. Für die Dauer von vier Jahren (2015 bis 2018) 

besteht die Möglichkeit der sozialversicherungsfreien kurzfristigen Beschäf

tigung anstatt für maximal zwei Monate bzw. 50 Arbeitstage für bis zu drei  

Monate bzw. 70 Arbeitstage innerhalb eines Kalenderjahres. Immer voraus

gesetzt, dass die Beschäftigung nach ihrer Eigenart auf diese Zeitdauer begrenzt 

zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist und nicht berufsmäßig 

ausgeübt wird. 

Aufgrund fehlender Bestandsschutzregelungen hat die Beurteilung der über den

Jahreswechsel 2014/2015 bzw. 2018/2019 hinausgehenden Beschäftigungen 

nach dem für den jeweiligen Zeitraum geltenden Recht zu erfolgen. Entscheidend

für die Anwendung der Zeitgrenzen ist somit der Zeitpunkt, zu dem die versiche-

rungsrechtliche Beurteilung zu erfolgen hat, also unmittelbar bei Beschäftigungs-

beginn und erneut bei jeder Änderung in den Verhältnissen.

Die versicherungsrechtliche Beurteilung wird immer vorausschauend für die  

gesamte Beschäftigungsdauer vorgenommen. Das gilt insbesondere dann, wenn 

diese über den Jahreswechsel hinaus andauert und mit Beginn des neuen Kalen-

derjahres dem Grunde nach ein neuer Beurteilungszeitraum beginnt. Anzurech-

nen sind alle befristeten Beschäftigungen desselben Kalenderjahres, sowohl die 

in der Vergangenheit liegenden als auch die vorausschauend bereits bis zum 

Jahresende fest eingeplanten.

Jahreswechsel 2015/2016

Sofern eine Beschäftigung in einem Kalenderjahr beginnt, in dem die Dauer von 

drei Monaten bzw. 70 Arbeitstagen zusammen mit Vorbeschäftigungen erreicht 

ist, besteht für die gesamte Dauer der Beschäftigung Versicherungspflicht. Dies 

gilt auch insoweit, als die zu beurteilende Beschäftigung in das neue Kalender- 

jahr hineinreicht. Eine nach Kalenderjahren getrennte versicherungsrechtliche  

Beurteilung solcher Beschäftigungen erfolgt nicht. (Beispiele 1 und 2)

Mindestlohn und ist ab dem ersten Tag 

entsprechend zu vergüten. Das gilt so-

wohl, wenn das Praktikum von vornher-

ein länger als drei Monate dauert, als 

auch, wenn ein auf drei Monate befriste-

tes Praktikum über drei Monate hinaus 

verlängert wird.

Tipp:  Wenn Sie im Personal- 

büro die Frage nach dem Mindest- 

lohnanspruch eines Praktikanten 

zu beantworten haben, dann 

greifen Sie doch einfach auf den 

sog. Klickpfad des BMAS zurück:  

www.der-mindestlohn-wirkt.de 

(Rubrik: Ihre Fragen/Mindestlohn 

und Praktikum)

Problemfall: Sport  
und Ehrenamt

Das Mindestlohngesetz gilt grundsätz-

lich auch für Arbeitsverhältnisse mit 

Sportvereinen, ehrenamtliche Tätigkei-

ten sind jedoch explizit ausgenommen. 

Mischfälle sind denkbar, dann muss sich 

jedoch aus dem Arbeitsvertrag eindeutig 

ergeben, welche Leistungen Bestandteil 

des Arbeitsverhältnisses sind, sodass 

eine klare Abgrenzung zur ehrenamt

lichen Tätigkeit gegeben ist. Auf die Art 

bleibt der Klassiker weiter möglich: Die 

Kombination von Minijob und Ehren-

amts- oder Übungsleiterpauschale, wie 

sie in vielen Breitensportvereinen anzu-

treffen ist.

Vertragsamateure fallen nicht unter das 

Mindestlohngesetz, selbst dann nicht, 

wenn sie als geringfügig Beschäftigte 

angemeldet sind. In der Regel gilt zwar, 

dass bei Anmeldung eines Minijobs 

auch eine Arbeitnehmereigenschaft ver-

mutet wird. Ist der Vertragsamateur je-

doch kein Arbeitnehmer im Sinne der 

arbeitsrechtlichen Grundsätze, ändert 

die Anmeldung zur Sozialversicherung 

nichts am arbeitsrechtlichen Status. Das 

BMAS will den Sportvereinen damit eine 

gut handhabbare Umsetzung des Min-

destlohngesetzes ermöglichen, die eine 

Fortführung der bisherigen Praxis in 

diesem Bereich weitestgehend zulässt.
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Lohnsteuer aktuell

Der deutsche Staatshaushalt ist gegenwärtig ausgeglichen bzw. weist sogar 

gewisse Überschüsse aus. Nach den jüngsten Prognosen soll das auch in den 

nächsten Jahren so bleiben. Die historisch niedrigen Zinsen, eine boomende 

Wirtschaft sowie politische Konsolidierungsmaßnahmen eröffnen Hand­

lungsspielräume, die z. B. stärkere öffentliche Investitionen insbesondere  

in Bildung, Forschung und Infrastruktur erlauben. Zudem hat die Bundes­

regierung die eine oder andere Entlastung für die Steuerzahler auf den Weg 

gebracht, darunter auch die Anpassung der Tarifeckwerte in der Einkommen­

steuer zum Abbau der sog. kalten Progression.

aus Januar 2015. Die Berechnungen zei-

gen, dass die Belastungswirkung der 

kalten Progression in den Jahren 2013 

und 2014 nicht sehr ausgeprägt war. 

Insbesondere hat die Anhebung des 

Grundfreibetrags für diese Jahre die Be-

lastungswirkung gemindert. Allerdings: 

Das allein stellt noch nicht sicher, dass 

die individuelle tarifliche Mehrbelastung 

bei jedem Steuerpflichtigen ausgegli-

chen wird. Dies kann nur durch eine 

Rechtsverschiebung aller Tarifeckwerte 

erreicht werden, im Jahr 2016 um den 

Effekt der kalten Progression für die Jah-

re 2014 und 2015 von 1,48 Prozent.

Tipp:  Zur ergänzenden 

Information finden Sie eine 

grafische Darstellung der 

kalten Progression mit Erläute­

rungen auf den Internetseiten 

des Bundesfinanzministeriums: 

www.bmf.bund.de  

(Rubrik: Steuern/Steuerarten/

Einkommensteuer)

Abbau der kalten Progression

Mit dem „Gesetz zur Anhebung des 

Grundfreibetrags, des Kinderfreibe-

trags, des Kindergeldes und des Kinder-

zuschlags“ hat der Gesetzgeber zum 

Ausgleich der Fehlentwicklung in den 

Jahren 2014 und 2015 eine entsprechen-

de Verschiebung des Tarifs 2016 nach 

rechts vorgenommen. Als kalte Progres-

sion oder auch „heimliche Steuererhö-

hung“ bezeichnet man landläufig den 

Anstieg des durchschnittlichen Steuer-

satzes der Einkommensteuer, der allein 

auf die den Preisanstieg ausgleichenden 

Entgelterhöhungen zurückzuführen ist. 

Voraussetzungen für das Entstehen die-

ses Effekts sind ein progressiver Ein-

kommensteuertarif, Einkommenserhö-

hungen und gleichzeitige Inflation.

Im März 2012 hat der Deutsche Bundes-

tag die Bundesregierung beauftragt, alle 

zwei Jahre einen Bericht über die Wir-

kung der kalten Progression im Verlauf 

des Einkommensteuertarifs vorzulegen. 

Der 1.  Steuerprogressionsbericht stammt 

Anhebung Freibeträge

Der Staat darf das Erwerbseinkommen, 

das zum Bestreiten des notwendigen Le-

bensunterhalts notwendig ist, nicht be-

steuern. Zur exakten Überprüfung dieser 

verfassungsrechtlichen Vorgabe legt die 

Bundesregierung seit 1995 alle zwei Jah-

re den Existenzminimumbericht vor. Ge-

genstand der 10. Auflage sind die Bemes-

sungsbeträge für die Jahre 2015 und 

2016. Maßgröße ist das sozialhilferecht

liche Existenzminimum, das sich aus 

dem Regelbedarf (z. B. Nahrung, Klei-

dung, Telefon, Teilnahme am kulturellen 

Leben) sowie den Kosten für Unterkunft 

und Heizung zusammensetzt.

Entsprechend den Vorgaben des 10. 

Existenzminimumberichts ist mit dem 

„Gesetz zur Anhebung des Grundfrei

betrags, des Kinderfreibetrags, des Kin-

dergeldes und des Kinderzuschlags“ der 

steuerliche Grundfreibetrag für 2015 um 

118 Euro und für die Zeit seit dem 1. Ja-

nuar 2016 um weitere 180   Euro erhöht 

worden. Der Kinderfreibetrag stieg um 

144 Euro im Jahr 2015 und um weitere 

96 Euro seit dem 1. Januar 2016: 

Grundfreibetrag

2014 8.354 Euro

2015 8.472 Euro

2016 8.652 Euro

 Kinderfreibetrag

2014 7.008 Euro

2015 7.152 Euro

2016 7.248 Euro



Die Anpassung stellt das Existenzmini-

mum steuerfrei und ist daher verfas-

sungsrechtlich geboten. Es sollte sich 

aber niemand allzu viel davon verspre-

chen, wegen der derzeit geringen Infla-

tion (siehe oben) fällt der Effekt im 

Portemonnaie des Einzelnen eher gering 

aus – Bundesfinanzminister Schäuble 

betonte, es gehe ihm dabei um’s Prinzip.

Zur Förderung der Familien, bei denen 

sich der Kinderfreibetrag nicht auswirkt, 

erfährt auch das Kindergeld eine Anhe-

bung im gleichen Verhältnis (siehe Tabel- 

le rechts). Außerdem steigt der Kinder

zuschlag ab dem 1. Juli 2016 um 20 Euro 

auf dann 160 Euro im Monat.

Höherer Entlastungsbetrag

Auch der Entlastungsbetrag für Allein

erziehende wurde unter Berücksichti-

gung der seit 2004 insgesamt gestiege-

nen Lebenshaltungskosten um 600 Euro 

auf 1.908 Euro angehoben. Außerdem ist 

er nun nach der Zahl der im Haushalt le-

benden Kinder gestaffelt; der Erhöhungs

betrag für jedes weitere Kind beträgt  

jeweils 240 Euro.

Unter dem Weihnachtsbaum

Die Erhöhung der Freibeträge sowie des 

Entlastungsbetrags für Alleinerziehende 

in Steuerklasse II sind rückwirkend zum 

Kindergeld für das …

Jahr 1./2. Kind 3. Kind
4. und jedes 
weitere Kind

seit 2010 184 Euro 190 Euro 215 Euro

2015 188 Euro 194 Euro 219 Euro

ab 2016 190 Euro 196 Euro 221 Euro

1. Januar 2015 in Kraft getreten. Für den 

Lohnsteuerabzug sollte dies aber nur 

begrenzt gelten. Anstelle einer monats

weisen Rückrechnung kam vielmehr 

eine vollständige Berücksichtigung 

beim Dezemberlohn zum Tragen. Dies 

bedeutet nichts anderes, als das die ge-

samte steuerliche Entlastung mit der 

Entgeltabrechnung für Dezember 2015 

erfolgt ist und somit bildlich gespro-

chen als zusätzliches Geschenk unter 

dem Weihnachtsbaum lag.

Im Einkommensteuergesetz (EStG) liest 

sich das wie folgt: Die Verbesserungen 

beim Grund- und Kinderfreibetrag „sind 

beim Steuerabzug vom Arbeitslohn  

erstmals anzuwenden auf laufenden  

Arbeitslohn, der für einen nach dem 

30.   November   2015 endenden Lohn-

zahlungszeitraum gezahlt wird, und auf 

sonstige Bezüge, die nach dem 30. No-

vember 2015 zufließen.“ 

Haben die Voraussetzungen für den  

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 

nicht das ganze Kalenderjahr 2015 vor-

gelegen, z. B. bei Trennung der Eltern im 

Jahresverlauf, würde es zu einer unge-

rechtfertigten Bereicherung kommen. 

Darum wird hier die Pflichtveranlagung 

vorgeschrieben; eine zu niedrige Lohn-

steuer wird dann im Rahmen der Ein-

kommensteuererklärung korrigiert.

Wichtig:  Achten Sie bitte 

darauf, im Vorfeld der Lohn- 

und Gehaltsabrechnungen die 

von Ihrem Softwarehersteller 

bereitgestellten Updates zu 

installieren.

Zwei Jahre gültig: Steuerfreibeträge

Bereits im Sommer 2013 brachte das 

Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz 

eine Neuregelung, die möglichst vielen 

Steuerzahlern in Zukunft alle zwei Jah-

re den Gang zum Finanzamt ersparen 

soll. Vorbei also die Zeit der Verschwen-

dung wertvoller Lebenszeit durch das 

jährliche Neubeantragen von Lohn-

steuerfreibeträgen. 

Das erforderliche Startschreiben aus 

dem Bundesfinanzministerium, das die 

erstmalige Anwendung ab dem Kalen-

derjahr 2016 regelt, datiert vom 

21.  Mai  2015. Mit ihm wurde der 1.   Ok-

tober   2015 als Starttermin für das Ver-

fahren der zweijährigen Gültigkeit von 

Freibeträgen im Lohnsteuer-Ermäßi-

gungsverfahren bestimmt. 

Unverändert gilt: Die Frist für die An-

tragstellung beginnt am 1. Oktober des 

Vorjahres, für das der Freibetrag gelten 

soll. Die Antragsfrist endet am 30. No-

vember des Kalenderjahres, in dem der 

Freibetrag gilt – für 2016 also Ende No-

vember 2016.

Hinweis:  Für das Jahr 2016 

muss in jedem Fall eine neue 

Steuerermäßigung beantragt 

werden. Erst dann kommt die 

zweijährige Gültigkeit in Be­

tracht. Es ist also nicht so, dass 

ein bereits für 2015 berücksich­

tigter Steuerfreibetrag einfach 

noch für ein weiteres Jahr gilt. 

Der Arbeitgeber erfährt aus der ELStAM-

Datenbank von der gewährten Ermäßi-

gung im Lohnsteuerabzugsverfahren. 

Der Datenabruf schließt sowohl die 

Höhe als auch die Gültigkeitsdauer ei-

nes Steuerfreibetrags ein. 
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Bürokratieentlastungsgesetz

Viele Buchstaben, wenig Entlastung –  

so könnte man das „Gesetz zur Ent

lastung insbesondere der mittelstän

dischen Wirtschaft von Bürokratie“,  

welches am 31.  Juli 2015 im Bundes

gesetzblatt veröffentlich worden ist, auf 

einen Nenner bringen. Der größte Effekt 

schlägt bei der Anhebung der Buch

führungsgrenze zu Buche, denn gut 

zwei Drittel des mit 744 Mio. Euro ange-

gebenen Gesamtpotenzials an Einspa-

rungen entfallen auf diese Änderung, 

vorausgesetzt alle Unternehmen ma-

chen von den Erleichterungen Gebrauch. 

Der Schwellenwert nach Handelsgesetz-

buch (HGB) bzw. Abgabenordnung (AO) 

beträgt nunmehr beim Umsatz 600.000 

anstatt 500.000 Euro und beim Gewinn 

60.000 anstatt 50.000 Euro. Das Ganze 

gilt für Geschäfts- bzw. Kalenderjahre, 

die nach dem 31. Dezember 2015 be

ginnen.   

Auswahl weiterer Änderungen

 � Beim Faktorverfahren (IV-Faktor/IV-

Faktor) beträgt die Gültigkeitsdauer 

zukünftig ebenfalls zwei Jahre, ana-

log zu den Steuerfreibeträgen (siehe 

oben). Darüber hinaus können die 

Ehegatten eine Änderung des Faktors 

beantragen, sofern sich die für die  

Ermittlung des Faktors maßgeblichen 

Jahresarbeitslöhne ändern. Im Falle 

eines Änderungsantrags bzw. einer 

Anzeigepflicht in Bezug auf einen ge-

währten Steuerfreibetrag, gilt der An-

trag oder die Anzeige zugleich als 

Antrag auf Anpassung des Faktors. 

Den Starttermin für das vereinfachte 

Faktorverfahren wird das Bundesfi-

nanzministerium zu gegebener Zeit 

mit BMF-Schreiben bekanntgeben.

 � Für kurzfristig Beschäftigte haben  

die Arbeitgeber nun die Möglichkeit  

der Lohnsteuerpauschalierung (25 %), 

wenn der Arbeitslohn 68 Euro durch-

schnittlich je Arbeitstag nicht über-

steigt (bisher: 62   Euro). Hintergrund 

ist der seit 1. Januar 2015 geltende ge- 

setzliche Mindestlohn, denn die neue 

Pauschalierungsgrenze entspricht ei-

nem Stundenlohn von 8,50  Euro bei 

einem Acht-Stunden-Tag. Unverän- 

dert gelten die beiden weiteren alter- 

nativen Voraussetzungen, dass der  

Arbeitnehmer nicht länger als 18 zu-

sammenhängende Arbeitstage be-

schäftigt sein darf oder die Beschäf

tigung zu einem unvorhersehbaren 

Zeitpunkt sofort erforderlich wurde.

 � Um mehr Existenzgründer von ge-

setzlichen Meldepflichten zu befrei-

en, sind u. a. im Umwelt-, Dienstleis-

tungs- und Handelsstatistikgesetz die 

Jahresschwellenwerte für das zweite 

und dritte Jahr nach der Gründung 

auf 800.000 Euro Jahresumsatz an- 

gehoben worden. Im Jahr der Exis-

tenzgründung besteht nach wie vor 

generell keine Meldepflicht, sodass 

sich alle Startups mit geringerem Um-

satz frühestens im vierten Jahr ihres 

Bestehens mit den leidigen Statistik-

erhebungen konfrontiert sehen. 

Steuerfreie Service- und Betreuungsleistungen

Mit dem „Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Uni-

on und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“ ist eine neue Nummer 

34a in § 3 Einkommensteuergesetz (EStG) aufgenommen worden. Dieser Para-

graf ist wohl einer der wenigen im EStG, der dem geneigten Leser ein Lächeln auf 

die Lippen zaubern kann – ist er doch mit „Steuerfreie Einnahmen“ überschrie-

ben. Was bereits seit dem 1. Januar 2015 steuerfrei gestellt worden ist, sind be-

stimmte Service- und Betreuungsleistungen, wenn der Arbeitgeber sie seinen 

Beschäftigten mit dem Ziel familienfreundlicherer Arbeitsbedingungen gewährt:

 � Die Steuerfreiheit umfasst zum einen Dienstleistungen, die von Fremdfirmen 

angeboten und durch den Arbeitgeber beauftragt werden. Die Dienstleistungs-

unternehmen beraten den Arbeitnehmer hinsichtlich der Betreuung von Kin-

dern und pflegebedürftigen Angehörigen bzw. vermitteln hierfür Betreuungs-

personen. Eine betragsmäßige Begrenzung gilt in diesen Fällen nicht. 

 � Zum anderen kann der Arbeitgeber die Kosten einer kurzfristigen Betreuung 

von Kindern und pflegebedürftigen Angehörigen übernehmen, wenn diese aus 

zwingenden beruflich veranlassten Gründen notwendig ist. Hierzu zählen  

Aufwendungen für eine zusätzliche, außergewöhnliche – also außerhalb der 

regelmäßig üblicherweise erforderlichen – Betreuung. Infrage kommen dafür 

z. B. dienstlich veranlasste Fortbildungsmaßnahmen des Arbeitnehmers oder 

nicht vorhersehbare Überstunden. Erstmalig sind damit auch Betreuungs

kosten in eng umgrenztem Rahmen steuerlich begünstigt, wenn sie im Privat-

haushalt des Arbeitnehmers anfallen. Beachtet werden muss die Obergrenze 

von maximal 600 Euro im Kalenderjahr.    

Die Zweckbestimmung der Leistungen ist durch entsprechende Belege im Lohn-

konto nachzuweisen – so wie von den vergleichbaren Vorschriften zur Steuerfrei-

heit für Kindergartenkosten oder für Leistungen des Arbeitgebers zur Gesund-

heitsförderung gewohnt.

Wichtig:  Steuerfreiheit besteht in beiden 

Konstellationen nur für den Fall der Ge- 

währung „zusätzlich zum ohnehin 

geschuldeten Arbeitslohn“. Für 

Leistungen, die unter Anrech­

nung auf den vereinbarten 

Arbeitslohn erbracht werden 

(sog. Entgeltumwandlung),  

gilt hingegen Steuerpflicht.



IKK-SEMINAR ZUM JAHRESWECHSEL 2015/2016  21

Wichtiges in Kürze

Dreiteilung der Elternzeit

Wie bisher sind für jeden Elternteil bis zu 

36 Monate unbezahlte Auszeit vom Job 

bis zum dritten Geburtstag des Kindes 

möglich. Davon können nun 24 statt  

bisher 12 Monate im Zeitraum zwischen 

dem dritten und achten Geburtstag des 

Kindes flexibel beansprucht werden.  

Außerdem ist die Elternzeit in bis zu drei 

Zeitabschnitte pro Elternteil aufteilbar. 

Arbeitgeber ohne Stimme?

Die Elternzeit, die zwischen der Geburt 

des Kindes und seinem dritten Geburts-

tag liegt, bedarf nicht der Zustimmung 

des Arbeitgebers, sie muss allerdings 

spätestens sieben Wochen vor ihrem  

Beginn schriftlich verlangt werden. Soll 

die Elternzeit mit der Geburt des Kindes 

beginnen (Vater), muss die Anmeldung 

spätestens sieben Wochen vor dem 

errechneten Geburtstermin erfolgen. 

Die Mutter muss ihre Elternzeit spätes-

tens sieben Wochen vor Ablauf der ge-

setzlichen Mutterschutzfrist anmelden.

Elternzeit seit 1. Juli 2015
Heutzutage möchten junge Eltern zur Betreuung ihres Kindes im Beruf 

kürzertreten, aber gleichzeitig den Kontakt zur Arbeitswelt nicht vollständig 

verlieren. Auch die Arbeitgeber haben daran ein großes Interesse, feh- 

len doch zunehmend qualifizierte Fachkräfte. An diesem Punkt setzen die 

flexibleren Regelungen für alle Neugeborenen ab dem 1. Juli 2015 an, sie 

sollen Müttern und Vätern mehr Spielraum bei der Gestaltung ihrer Eltern- 

zeit verschaffen.

Für Geburten nach dem 30. Juni 2015 

beträgt die Anmeldefrist für die Eltern-

zeit für den Zeitraum zwischen dem 

dritten und achten Geburtstag des  

Kindes 13  Wochen. Der dritte Zeitab-

schnitt kann vom Arbeitgeber innerhalb 

von acht  Wochen aus dringenden be- 

trieblichen Gründen abgelehnt werden, 

sofern er vollumfänglich zwischen dem 

dritten und achten Geburtstag des  

Kindes liegt.

Hinweis:  Werden die An- 

meldefristen nicht eingehalten, 

verschiebt sich der Termin  

für den Beginn der Elternzeit 

entsprechend nach hinten.

Arbeitgeberwechsel

Rechtlich betrachtet wird nicht genom-

mene Elternzeit automatisch auf die Zeit 

nach Vollendung des dritten Lebens

jahres des Kindes übertragen. Diese  

Ansprüche bleiben – entgegen der bis-

herigen Regelung – auch im Falle eines 

Arbeitgeberwechsels erhalten. 

Wichtig:  Betriebe müssen  

bei der Einstellung eines 

Arbeitnehmers mit einem  

Kind im Alter bis 8 Jahren  

damit rechnen, dass dieser  

bis zu 24 Monate Elternzeit 

„mitbringt“.

Bei einem Arbeitgeberwechsel ist bei 

der Anmeldung der Elternzeit auf Ver-

langen des neuen Arbeitgebers eine Be-

scheinigung des früheren Arbeitgebers 

über bereits genommene Elternzeit 

durch den Arbeitnehmer vorzulegen. 

Der alte Arbeitgeber hat die Elternzeit 

zu bescheinigen.

Kündigungsschutz

Während der Elternzeit besteht besonde-

rer Kündigungsschutz. Für die unmittel-

bar davor liegende Zeit ist zu differenzie-

ren, so besteht Kündigungsschutz jetzt

 � frühestens 8 Wochen vor Beginn einer 

Elternzeit bis zum dritten Geburtstag 

des Kindes bzw.

 � frühestens 14 Wochen vor Beginn ei-

ner Elternzeit zwischen dem dritten 

und dem achten Geburtstag des Kin-

des.
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Durch das neue System sollen in den 

nächsten Jahren rund 500.000 Men-

schen mehr Unterstützung finden. Wie 

bisher muss die Pflegebedürftigkeit auf 

Dauer bestehen, voraussichtlich min-

destens für sechs Monate. Mit dem neu-

en Verfahren entfällt das Zählen von für 

die Pflege notwendigen Minuten durch 

den Gutachter, der künftig sechs Le-

bensbereiche einzuschätzen hat:

 � Mobilität

 � Kognitive und kommunikative 

Fähigkeiten

 � Verhaltensweise und psychische 

Problemlagen

 � Selbstversorgung

 � Bewältigung von und selbst- 

ständiger Umgang mit krank- 

heits- oder therapiebedingten 

Anforderungen

 � Gestaltung des Alltagslebens  

und sozialer Kontakte

In jedem Bereich werden je nach Stärke 

der Beeinträchtigungen mehr oder weni-

ger Punkte vergeben, die am Ende zu-

sammengezählt werden. Die (gewichte-

te) Gesamtpunktzahl entscheidet über 

den Pflegegrad. Bis dato wird nur der 

Hilfebedarf bei Körperpflege, Ernäh-

rung, Mobilität und hauswirtschaftlicher 

Versorgung erfasst. 

Vom Grundsatz her werden Leistungen 

der Pflegeversicherung nur für die Pfle-

gegrade 2 bis 5 erbracht. Damit Pflege-

bedürftige des Pflegegrades 1 die ihnen 

zustehenden Ansprüche leicht realisie-

ren und somit möglichst selbstständig 

in der gewohnten häuslichen Umge-

bung verbleiben können, soll das Leis-

tungsspektrum hier „nur“ umfassen: 

Pflegeberatung, Beratung in der eigenen 

Häuslichkeit, Wohngruppenzuschlag, 

Versorgung mit Pflegehilfsmitteln, Zu-

schüsse für wohnumfeldverbessernde 

Maßnahmen, zusätzliche Betreuung und 

Aktivierung in stationären Pflegeeinrich-

tungen, Pflegekurse für Angehörige und 

ehrenamtliche Pflegepersonen. Hinzu 

kommt ggf. noch ein neu definierter 

Entlastungsbetrag von bis zu 125 Euro 

monatlich.

Überleitungsregelungen  

und Bestandsschutz

Durch die Systemumstellung zum Jahres-

wechsel 2016/17 soll kein Pflegebedürf

tiger schlechter gestellt und der MDK 

(Medizinischer Dienst der Krankenver

sicherung) vor Überlastung bewahrt wer-

den, daher sieht das PSG II Überleitungs-

regelungen vor. Pflegebedürftige mit rein 

körperlichen Beeinträchtigungen sollen 

einem Pflegegrad zugeordnet werden, 

der eine Stufe über dem Status quo liegt 

(sog. einfacher Stufensprung), kommt 

eingeschränkte Alltagskompetenz hinzu, 

ist sogar ein doppelter Stufensprung vor-

gesehen: 

Zweites Pflegestärkungsgesetz
Mit dem „Zweiten Gesetz zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur 

Änderung weiterer Vorschriften (Zweites Pflegestärkungsgesetz – PSG II)“ 

soll die soziale Pflegeversicherung 20 Jahre nach ihrer Einführung durch 

Anpassungen beim Pflegebedürftigkeitsbegriff und beim Begutachtungs­

verfahren auf eine neue Basis gestellt werden. Erstmals werden damit alle 

für die Feststellung von Pflegebedürftigkeit relevanten Aspekte in einer ein­

heitlichen Systematik erfasst – unabhängig davon, ob diese auf körperlichen, 

psychischen oder kognitiven Beeinträchtigungen beruhen. 

Die bedeutenden Änderungen der zweiten Stufe dieser Pflegereform treten 

erst am 1.    Januar    2017 in Kraft, erneut begleitet von einer Beitragssatz- 

erhöhung um nochmal 0,2   Prozentpunkte. Wir gewähren einen Ausblick auf 

das Prestigeprojekt von Bundesgesundheitsminister Gröhe. 

Gegenwärtig sind in Deutschland etwa 

2,8 Mio. Menschen pflegebedürftig, im 

Jahr 2030 sollen es voraussichtlich 

3,5   Mio. sein. Kernpunkt der zweiten  

Reformstufe ist daher ein neuer Pflege-

bedürftigkeitsbegriff, der dementen  

den gleichen Zugang zu Pflegeleistun-

gen ermöglicht wie körperlich beein-

trächtigten Menschen. Über die Leis- 

tungshöhe entscheidet künftig in stär-

kerem Maße, was jemand noch selbst 

kann und wo Unterstützung nötig ist. 

Die Hilfe setzt früher an und steigt mit 

wachsendem Bedarf. 

Zugleich werden die bisherigen drei 

Pflegestufen auf zukünftig fünf Pflege-

grade ausgeweitet. Dies soll dem indi

viduellen Pflegebedarf besser Rechnung 

tragen, gemessen an der Selbstständig-

keit und den Fähigkeiten, die dem Pfle-

gebedürftigen verblieben sind:

 � Pflegegrad 1  

geringe Beeinträchtigungen

 � Pflegegrad 2  

erhebliche Beeinträchtigungen

  �Pflegegrad 3  

schwere Beeinträchtigungen

 � Pflegegrad 4  

schwerste Beeinträchtigungen

 � Pflegegrad 5  

schwerste Beeinträchtigun- 

gen mit besonderen Anforde- 

rungen an die pflegerische  

Versorgung

Neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff



Hinweis:  Alle Pflegebedürftigen 

haben dessen ungeachtet die Mög- 

lichkeit, die formale Überleitung 

durch einen MDK-Gutachter über- 

prüfen zu lassen.

Beitragssatzerhöhung
 

Anfang 2015 trat das Erste Pflegestär-

kungsgesetz in Kraft. Mit beiden Reform-

stufen ist eine Erhöhung des Beitragssat-

zes der Pflegeversicherung verbunden. 

Stieg er zuletzt von 2,05 auf 2,35  Pro-

zent, kommt zum 1.    Januar    2017 eine 

weitere Steigerung um 0,2 Prozentpunk-

te hinzu. Beide Erhöhungen zusammen 

bedeuten zusätzliche Einnahmen von 

mehr als 5 Mrd. Euro jährlich. Im Bundes-

gesundheitsministerium geht man davon 

aus, dass der Beitragssatz trotz der aus-

geweiteten Leistungsansprüche bis ins 

Jahr 2022 hinein nicht erneut angehoben 

werden muss.

Einfacher Stufensprung

Pflegestufe Pflegegrad

I 2

II 3

III 4

Härtefall 5

Doppelter Stufensprung

Pflegestufe Pflegegrad

0 + eA 2

I + eA 3

II + eA 4

III + eA 5

Härtefall + eA 5

Rentenversicherung  
der Pflegepersonen

In Zukunft zahlt die Pflegekasse dann 

RV-Beiträge für Pflegepersonen, wenn 

diese einen Pflegebedürftigen mindes-

tens mit Pflegegrad 2 an wenigstens 

10 Stunden wöchentlich (bisher: 14 Stun-

den) – verteilt auf 2 oder mehr Wochen-

tage – in häuslicher Umgebung pflegen. 

Unverändert kann die Mindeststunden-

zahl durch die Pflege mehrerer Pflege-

bedürftiger erreicht werden. Auch in 

Zukunft kommt die Rentenversiche-

rungspflicht nur für nicht erwerbsmäßig 

tätige Pflegepersonen in Betracht, die 

neben der Pflege regelmäßig maximal 

30   Stunden in der Woche beschäftigt 

oder selbstständig tätig sind.

Weitere Änderungen

 � Der von Pflegeheim zu Pflegeheim  

unterschiedlich hohe pflegebedingte  

Eigenanteil ist nicht mehr abhängig 

vom Pflegegrad. Im Bundesdurch-

schnitt wird er im Jahr 2017 voraus-

sichtlich bei rund 580   Euro liegen.

 � Das zum 1. Januar 2015 neu ein

geführte Pflegeunterstützungsgeld 

wird ab 2016 als Entgeltersatz

leistung ebenso wie z. B. Kranken- 

oder Verletztengeld als Einnahme 

zum Lebensunterhalt angesehen. 

Bei Sozialleistungen, deren Gewäh-

rung von anderen Einkommen ab-

hängig ist, muss es daher als Ein-

kommen berücksichtigt werden.

 � Anteiliges Pflegegeld (bisher bis zu 

vier Wochen) kann vom 1.    Januar 

2016 an während einer Kurzzeit

pflege für bis zu acht Wochen und 

während einer Verhinderungspflege 

für bis zu sechs Wochen je Kalender-

jahr in halber Höhe fortgezahlt wer-

den. Dies gilt auch für die Kombi

nationsleistung.

 � Ebenfalls vom 1. Januar 2016 an wird 

die Höchstgrenze für die Inan-

spruchnahme von Kurzzeitpflege 

generell auf acht Wochen je Kalen-

derjahr ausgedehnt. Es bleibt jedoch 

bei der Höchstgrenze von grund-

sätzlich 1.612   Euro jährlich, es sei 

Die Höhe der RV-Beiträge steigt mit  

zunehmendem Grad der Pflegebedürf

tigkeit, so können künftig im höchsten 

Pflegegrad 5 bis zu 100    Prozent der 

Bezugsgröße als monatliche Bemes- 

sungsgrundlage erreicht werden (2016 

wären das immerhin 2.905 Euro/West 

bzw. 2.520   Euro/Ost). Innerhalb der 

Pflegegrade wird die prozentuale Staffe-

lung ausgerichtet am Leistungsbezug.

Rentenversicherungsbeiträge werden bei 

Pflege eines Pflegebedürftigen durch 

mehrere Pflegepersonen auch weiterhin 

für jede von ihnen entrichtet, sofern die 

Voraussetzungen erfüllt sind. Die Bemes-

sungsgrundlage für die Beiträge wird 

dann entsprechend des prozentualen 

Umfangs der Pflege aufgeteilt.
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denn, Mittel der Verhinderungspfle-

ge werden zugunsten der Kurzzeit-

pflege eingesetzt.

 � Für pflegende Angehörige besteht 

ab dem 1.   Januar   2017 Arbeitslosen

versicherungspflicht, sie erwerben 

daher z. B. Ansprüche auf Arbeits

losengeld. Analog zur Rentenver

sicherung werden mindestens der 

Pflegegrad     2 sowie wenigstens 

10  Wochenstunden Pflege verteilt 

auf mindestens 2 Tage in der Woche 

vorausgesetzt. Zusätzlich muss  

zuletzt Arbeitslosenversicherungs-

pflicht oder Anspruch auf eine  

SGB III-Leistung bestanden haben. 

Im Gegensatz zur Antragspflichtver-

sicherung, die für diesen Personen-

kreis zum Jahresende 2016 entfällt, 

zahlt dann die Pflegekasse die Bei-

träge und nicht die Pflegeperson 

selbst. Die Höhe der Beiträge be-

misst sich nicht mehr nur nach 

10  Prozent, sondern nach der Hälfte 

der Bezugsgröße.

Tipp:  Das Bundesgesundheits­

ministerium hat zu den beiden 

Pflegereformen ein eigenes 

Informationsportal eingerichtet: 

www.pflegestaerkungsgesetz.de
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Rechengrößen, Grenzwerte, 
Fälligkeit 2016
		  West 	 Ost1 

Bezugsgröße 

(in KV/PV gilt für die neuen Länder die Bezugsgröße West)

 �	  jährlich	 34.860,00 Euro	 30.240,00 Euro

 �	  monatlich	 2.905,00 Euro	  2.520,00 Euro

Beitragsbemessungsgrenze 

 	  Kranken-/Pflegeversicherung		

	 –	 jährlich	 50.850,00 Euro

	 –	 monatlich	 4.237,50 Euro

 �	  Renten-/Arbeitslosenversicherung

	 –	 jährlich	 74.400,00 Euro	 64.800,00 Euro

	 –	 monatlich	 6.200,00 Euro 	 5.400,00 Euro

Versicherungspflichtgrenze 

 �	  Allgemeine, jährlich 	 56.250,00 Euro	

 �	  Besondere, jährlich (für am 31. Dezember 2002 PKV-Versicherte)	 50.850,00 Euro

Geringfügigkeitsgrenze	 450,00 Euro

Geringverdienergrenze	 325,00 Euro 

Sachbezugswerte

Freie Unterkunft

 �	  Beschäftigte allgemein	 223,00 Euro	

 �	  Jugendliche/Auszubildende	 189,55 Euro	

Unentgeltliche Mahlzeiten

 �	  Frühstück	 50,00 Euro 	

 �	  Mittag-/Abendessen	 93,00 Euro

Höchstbeitragszuschüsse	

 �	  Krankenversicherung mit Krankengeldanspruch	 309,34 Euro

 �	  Krankenversicherung ohne Krankengeldanspruch	 296,63 Euro

 �	  Pflegeversicherung	 49,79 Euro	 28,60 Euro2

 

Stand: 1. Dezember 2015 
1 Sind keine Ost-Werte aufgeführt, gelten bundeseinheitliche Beträge. 2 Bundesland Sachsen.



Die genannten Werte entsprechen zum Teil dem Kenntnis-

stand bei Redaktionsschluss. Sie stehen daher unter dem 

Vorbehalt der Veröffentlichung im Bundesanzeiger. Beachten  

Sie bitte unsere Publikationen zum Jahresanfang 2016.

Beitragssätze

	 Krankenversicherung

	 –	 Allgemeiner Beitragssatz	 14,6 %

	 –	 Ermäßigter Beitragssatz	 14,0 %

	 –	 Individueller Zusatzbeitragssatz (IKK Nord)	   %

	 –	 Durchschnittlicher Zusatzbeitragssatz	 1,1 %

	 �Rentenversicherung	 18,7 %

	 Arbeitslosenversicherung	   3,0 %

	 Pflegeversicherung	   2,35 %

	 –	 Beitragszuschlag Kinderlose	   0,25 %

Umlage U1 (Krankheit)

Bei  % Erstattung	  %

Bei  % Erstattung	  %

Bei  % Erstattung	  %

Bei  % Erstattung	  %

Umlage U2 (Mutterschaft)

Bei 100 % Erstattung	  %

Insolvenzgeldumlage	   0,12 %

 

Stand: 1. Dezember 2015

Abgabe- und Fälligkeitstermine im Jahr 2016*

Eingang	 Jan.	 Feb.	 März	 April	 Mai	 Juni	 Juli	 Aug.	 Sept.	 Okt.	 Nov.	 Dez.
Beitrags-	 25.	 23.	 23.	 25.	 24.a)	 24.	 25.	 25.	 26.	 24.c)	 24.	 23.**nachweis

					     25.b)					     25.d)

Zahlungs-	 Jan.	 Feb.	 März	 April	 Mai	 Juni	 Juli	 Aug.	 Sept.	 Okt.	 Nov.	 Dez.
eingang	 27.	 25.	 29.	 27.	 27.	 28.	 27.	 29.	 28.	 26.c)	 28.	 28.**
											           27.d)

*		  Maßgeblich ist der Hauptsitz der Einzugsstelle (Krankenkasse).
a)		 Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Baden-Württemberg, Bayern
b)		� Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern, Berlin, Brandenburg,  

Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Sachsen, Thüringen
c)		 Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen, Thüringen
d)		� Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein, Berlin, Niedersachsen, Hessen,  

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Baden-Württemberg, Bayern
**	 Sowohl der 24. als auch der 31. Dezember gelten nicht als bankübliche Arbeitstage. 



Was Sie sonst noch wissen müssen:

IKK-Service-Telefon 

gebührenfrei   0800 4557378

www.ikk-nord.de IK   Nord

				  

Ihre Ansprechpartner bei der IKK Nord

Betriebssitz in

Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 	 Mecklenburg-Vorpommern

Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, 

Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 

Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, 

Sachsen-Anhalt, Thüringen, Schleswig-Holstein

						    

IKK Nord	 IKK Nord	
Arbeitgeberservice 	 Arbeitgeberservice	
Postfach 440	 Postfach 11  01  46	
24754 Rendsburg	 17041 Neubrandenburg	
Telefon 04331 345-6	 Telefon 0395 4509-0	
Telefax 04331 345-708	 Telefax 0395 4509-152	
E-Mail: ag-service-bdf@ikk-nord.de	 E-Mail: ag-service-nb@ikk-nord.de	
				  

Betriebsnummern der IKK Nord
	

Rechtskreis West	 Rechtskreis Ost
	

142 285    71	 010 054 83
		
Beschäftigungsort der Arbeitnehmer ist in:	 Beschäftigungsort der Arbeitnehmer ist in:

Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, 	 Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen, 
	Bremen, Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz,	 Sachsen-Anhalt, Thüringen, Berlin-Ost
Baden-Württemberg, Saarland, Bayern und Berlin-West

Bankverbindung der IKK Nord
	

SEB AG (BLZ 100 10 111)	
	Kontonummer 16 091  201 00	
BIC ESSEDE5F100
IBAN DE79 1001 0111 1609 1201 00
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